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Kurzfassung 

Die Vorlage bezweckt in erster Linie, geändertes Bundesrecht, d. h. Vorgaben des Bundesgeset-
zes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (Steuerharmo-
nisierungsgesetz, StHG; SR 642.14) im kantonalen Steuerrecht umzusetzen. Dabei handelt es sich 
um die folgenden Gesetze, die am 1. Januar 2016 in Kraft treten bzw. für die kantonale Gesetz-
gebung verbindlich werden:  

– Bundesgesetz über die Besteuerung nach dem Aufwand vom 28. September 2012,  

– Bundesgesetz über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen 
vom 15. Juni 2012 und 

– Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und 
Weiterbildungskosten vom 27. September 2013. 

Die unumgänglichen Anpassungen an das geänderte Bundesrecht sind Anlass, das Steuergesetz 
auch in jenen Bereichen zu überprüfen, wo der kantonale Steuergesetzgeber über Handlungs-
spielraum verfügt, und dort allenfalls Änderungen vorzunehmen. Angezeigt sind solche bei der 
Besteuerung von Kapitalleistungen aus Vorsorge sowie von nicht verheirateten Eltern. Aufgrund 
dieser Ausgangslage soll das Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (StG; BGS 614.11) mit 
der hier unterbreiteten Vorlage hauptsächlich in folgenden Punkten geändert werden: 

Die Kantone haben die Möglichkeit, Personen ohne Schweizer Bürgerrecht, die in der Schweiz 
keine Erwerbstätigkeit ausüben, nach dem Aufwand zu besteuern. Nachdem die Besteuerung 
nach dem Aufwand (auch: Pauschalbesteuerung) seit einiger Zeit kritisch hinterfragt wird und 
in der Zwischenzeit auf Bundesebene sogar eine Volksinitiative zu ihrer Abschaffung eingereicht 
worden ist, hat der Bundesrat deren Reform eingeleitet. Das entsprechende Bundesgesetz 
schränkt die Voraussetzungen für die Pauschalbesteuerung ein und setzt das minimale steuerba-
re Einkommen, das dem weltweiten Lebensaufwand entsprechen soll, bei der direkten Bundes-
steuer auf den siebenfachen Mietzins oder Mietwert der eigenen Wohnung oder auf mindes-
tens Fr. 400‘000.— fest. In einer Kontrollrechnung wird – wie bisher – das pauschal ermittelte 
Einkommen sämtlichen Einkünften aus schweizerischer Quelle gegenübergestellt. Steuerbar ist 
der höchste aller Beträge. Die Kantone können einen anderen Mindestbetrag festlegen und be-
stimmen zudem, wie die Vermögenssteuer abgegolten wird. Die Vorlage hält an der Besteue-
rung nach dem Aufwand fest, obwohl sie im Kanton Solothurn eine untergeordnete Bedeutung 
hat. Sie übernimmt die Mindestlimite für das steuerbare Einkommen von Fr. 400‘000.— auch für 
die kantonalen Steuern und setzt das steuerbare Vermögen mindestens auf das 20-fache des 
steuerbaren Einkommens fest.  

Lotteriegewinne unterliegen bis zum Betrag von 1‘000 Franken seit 2013 nicht mehr der Ver-
rechnungssteuer (vorher bis Fr. 50.—). Entsprechend sind sie bei der direkten Bundessteuer neu 
auch bis zu diesem Betrag steuerfrei. Von den steuerbaren Gewinnen können 5 %, höchstens 
jedoch Fr. 5‘000.—, pauschal als Einsatz abgezogen werden. Das kantonale Recht ist in der Fest-
setzung dieser Beträge frei. Allerdings gibt es keine Gründe für abweichende Limiten, weshalb 
jene des Bundesrechts auch in das kantonale Steuergesetz übernommen werden sollen. 

Im geltenden Steuerrecht sind die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und 
Umschulungskosten ohne betragsmässige Begrenzung als Berufsauslagen abziehbar. Die Kosten 
für Erst- und Zweitausbildungen hingegen können nicht abgezogen werden. Das führt oft zu 
heiklen und umstrittenen Abgrenzungen. Das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung 
der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten behandelt diese Kosten nicht mehr 
als Berufsauslagen, sondern sieht dafür einen allgemeinen Abzug vor. Abziehbar sind neu nicht 
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nur Weiterbildungskosten, sondern auch berufliche Ausbildungskosten einschliesslich Umschu-
lungskosten. Vom Abzug ausgeschlossen sind weiterhin die Kosten der Erst- oder Grundausbil-
dung bis und mit Sekundarstufe II sowie die Kosten für Aus- und Weiterbildungen ohne berufli-
chen Zusammenhang. Der Abzug ist bei der direkten Bundessteuer auf Fr. 12‘000.— begrenzt; 
diese Limite wird auch in das kantonale Recht übernommen. Vergütungen der Arbeitgeber für 
Aus- und Weiterbildungskosten an ihre Mitarbeiter stellen neu nicht mehr Lohnbestandteil dar, 
auch wenn sie den abziehbaren Betrag von Fr. 12‘000.— übersteigen. Mit der Möglichkeit, alle 
berufsorientierten Ausbildungskosten ab der Tertiärstufe abzuziehen, entfällt die Notwendig-
keit für den Werkstudentenabzug, der aufgehoben wird. 

Im geltenden Recht werden Ehepaare, wenn sie keine Kinder haben, steuerlich nicht stärker be-
lastet als unverheiratete Paare. Bei Paaren mit Kindern werden hingegen nicht verheiratete 
Eltern in aller Regel steuerlich erheblich besser gestellt als verheiratete. Zurückzuführen ist dies 
darauf, dass alleinstehende Personen mit Kindern nach geltendem Recht Anspruch auf den 
Splittingtarif für Verheiratete haben, was das Bundesrecht bis Ende 2010 vorgeschrieben hatte. 
Diese übermässige Begünstigung von Alleinerziehenden hatten Lehre und schliesslich auch das 
Bundesgericht als verfassungswidrig kritisiert, so dass die Vorschrift ersatzlos gestrichen wurde. 
Verfassungskonform ist es, Alleinerziehende einerseits milder zu besteuern als Alleinstehende 
ohne Kinder, anderseits aber stärker zu belasten als Ehepaare mit Kindern. Um diese Vorgabe 
zu erfüllen, sollen Alleinerziehende als Alleinstehende besteuert, ihnen aber (zusätzlich zu den 
Kinderabzügen) ein Sozialabzug von Fr. 7‘000.— gewährt werden, der den höheren Kosten für 
die Führung eines Kinderhaushalts Rechnung trägt. Dieser Abzug ersetzt die bisherige Besteue-
rung zum Splittingtarif. Obwohl auf die eigentlich konsequente Lösung, den Abzug nicht ver-
heirateten Eltern mit gemeinsamem Haushalt zu verweigern, verzichtet wird, führt sie in der 
wohl häufigsten Konstellation der ungleichen Verteilung der Einkünfte unter den Partnern zu 
vertretbaren Belastungsrelationen. 

Die sehr günstige Besteuerung von Kapitalleistungen aus Vorsorge, getrennt vom übrigen 
Einkommen und zu einem Viertel des ordentlichen Einkommenssteuertarifs, ist auf einmalige 
Leistungen zugeschnitten. Bei den zunehmenden Möglichkeiten für den gestaffelten Bezug von 
Vorsorgeleistungen (vorzeitige oder aufgeschobene Teilpensionierung, Freizügigkeitskonti, Säu-
le 3a von Alter 60 bis 70; Vorbezüge für Wohneigentum) kann kaum mehr von Einmaligkeit ge-
sprochen werden. Sie bieten immer mehr Raum für Steueroptimierungen bis dahin, dass kleine-
re Leistungen ganz oder nahezu steuerfreifrei bleiben, obwohl die Beiträge eine Steuerentlas-
tung von in der Regel 25 % bis 35 % ergeben haben. Aus diesen Gründen wird ein Mindeststeu-
ersatz von 1 % (Verheiratete) bzw. von 1.5 % (Alleinstehende) eingeführt. Zusammen mit der 
Gemeindesteuer ergibt dies eine Mindestbelastung von durchschnittlich 2.2 % bzw. 3.3 %. Um 
das Splitten von Vorsorgeleistungen zudem steuerlich weniger attraktiv zu machen, sollen die 
Vorsorgeleistungen zweier nacheinander folgender Jahre zusammen gerechnet werden. Bei der 
Quellensteuer ist neu ein einheitlicher Tarif für Kapitalleistungen aus Vorsorge gesetzlich vorge-
sehen, wie er in der Praxis schon bisher angewendet wurde. 

Bei der Vermögenssteuer wird die bisherige Durchschnittsberechnung zwischen Verkehrs-
wert und Ertragswert von Wertschriften aufgegeben. Sie erübrigt sich, weil der Kanton Solo-
thurn bei der Vermögenssteuer ohnehin zu den günstigsten Kantonen zählt und personen- oder 
familienbezogene Kapitalgesellschaften heute wegen der gemilderten Dividendenbesteuerung 
wesentlich mehr Dividenden ausschütten. Damit entfällt auch administrativer Aufwand, insbe-
sondere bei der interkantonalen Steuerausscheidung. Neu soll zudem klar geregelt werden, dass 
auf die Verdoppelung des Sozialabzuges nur Personen mit ungenügendem Reineinkommen An-
spruch haben, die eine AHV- oder IV-Rente beziehen. 

Die Vorlage hat in personeller Hinsicht keine Auswirkungen. Finanziell kann per Saldo mit ei-
nem Mehrertrag von 3.7 Mio. Franken jährlich gerechnet werden (einfache Staatssteuer), der 
erstmals im Rechnungsjahr 2017 wirksam wird. Er setzt sich wie folgt zusammen: 
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Massnahme Auswirkungen in 1‘000 Fr. 

Besteuerung nach dem Aufwand (+ Fr. 100‘000.— ab 2021)   
Aus- und Weiterbildungskosten - 400 
Lotteriegewinne - 500 
Nicht verheiratete Eltern + 2‘700 
Vorsorgetarif, Mindestsatz und Zusammenrechnen + 1‘000 
Vermögenssteuer + 900 

Total + 3‘700 

Das neue Bundesrecht tritt auf den 1. Januar 2016 in Kraft bzw. wird auf diesen Zeitpunkt für 
die Kantone verbindlich. Aus diesem Grund sind die geänderten Bestimmungen auf den glei-
chen Termin in Kraft zu setzen. 
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Botschaft und Entwurf zur Teilrevision des Gesetzes über 
die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 1985 (Steuergesetz, StG; BGS 614.11). 

1. Ausgangslage 

Die letzte Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 
1985 (kurz: Steuergesetz, StG; BGS 614.11) hat der Kantonsrat am 28. August 2012 beschlossen. 
Sie ist am 1. Januar 2013 in Kraft getreten. Zur Hauptsache wurde damit die vom Bundesrecht 
vorgegebene, neue gesetzliche Regelung der Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen umge-
setzt. Mehr noch als in anderen Rechtsgebieten bleibt der Änderungsrhythmus in der Steuerge-
setzgebung unverändert hoch. Neben den Anpassungen an geändertes, bereits beschlossenes 
Bundesrecht, die mit der vorliegenden Vorlage vorgenommen werden sollen, sind zurzeit ver-
schiedene weitere Gesetzgebungsprojekte auf Bundesebene hängig, die in den nächsten Jahren 
wiederum Anpassungen im kantonalen Steuerrecht erfordern werden. Zu nennen ist hier insbe-
sondere die Unternehmenssteuerreform III, die zweifellos grössere Umwälzungen nach sich zie-
hen wird und die darum bereits seit einiger Zeit in der öffentlichen Diskussion steht. Bereits wei-
ter fortgeschritten im Gesetzgebungsprozess sind die Revision der Quellenbesteuerung des Er-
werbseinkommens, die Revision des Steuerstrafrechts sowie die teilweise Steuerbefreiung von 
juristischen Personen mit ideellen Zwecken. 

1.1 Geändertes Bundesrecht 

Die folgenden Bundesgesetze, die unter anderem auch eine Revision des Bundesgesetzes über 
die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (Steuerharmonisierungs-
gesetz, StHG; SR 642.14) vornehmen, sind seit der letzten Teilrevision des Steuergesetzes in Kraft 
gesetzt worden und verlangen nach einer Änderung des kantonalen Steuerrechts: 

Bundesgesetz über die Besteuerung nach dem Aufwand: Das Gesetz ist von den Eidgenös-
sischen Räten am 28. September 2012 verabschiedet worden. Nach dem unbenützten Ablauf der 
Referendumsfrist am 17. Januar 2013 hat es der Bundesrat am 20. Februar 2013, soweit es die 
Bestimmungen des StHG betrifft, auf den 1. Januar 2014 in Kraft gesetzt, jene im Bundesgesetz 
über die direkte Bundessteuer (DBG; SR 642.11) auf den 1. Januar 2016 (AS 2013 779). Weil die 
Kantone zwei Jahre Zeit haben, ihre Gesetzgebung anzupassen (Art. 72q StHG), sind die neuen 
Bestimmungen im kantonalen Recht ebenfalls auf den 1. Januar 2016 zu ändern. 

Bundesgesetz über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen: Diese 
Vorlage hat die Bundesversammlung in der Schlussabstimmung vom 15. Juni 2012 angenom-
men. Der Bundesrat hat sie mit Entscheid vom 31. Oktober 2012 ebenfalls gestaffelt in Kraft ge-
setzt (AS 2012 5977), die Bestimmungen über die Verrechnungssteuer auf den 1. Januar 2013, 
jene im DBG und StHG auf den 1. Januar 2014. Die Kantone verfügen auch hier über eine Frist 
von zwei Jahren, um das kantonale Steuerrecht anzupassen (Art. 72p StHG). Anschliessend fin-
den die geänderten Bestimmungen des StHG direkt Anwendung, wenn das kantonale Steuer-
recht ihnen widerspricht. 

Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Wei-

terbildungskosten: Die Bundesversammlung hat diese Gesetzesnovelle am 27. September 2013 
verabschiedet. Die Referendumsfrist ist am 16. Januar 2014 unbenützt abgelaufen und der Bun-
desrat hat sie am 16. April 2014 auf den 1. Januar 2016 in Kraft gesetzt (AS 2014 1105). Die Kan-
tone haben ihre Steuergesetzgebung auf diesen Zeitpunkt anzupassen, andernfalls die Bestim-
mungen des StHG direkt Anwendung finden (Art. 72r StHG). 
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1.2 Weitere Themen 

Die unumgänglichen Anpassungen an neues bzw. geändertes Bundesrecht bieten regelmässig 
Gelegenheit, das geltende Recht, soweit der Kanton einen Regelungsspielraum hat, zu überprü-
fen, erheblich erklärte parlamentarische Vorstösse umzusetzen, Entwicklungen der Praxis auf 
allfällige Probleme zu untersuchen und allgemein Neuerungen vorzuschlagen.  

Im Steuerbereich sind keine erheblich erklärten Aufträge des Kantonsrats pendent, so dass von 
dieser Seite kein Handlungsbedarf besteht. Hingegen ist in der Praxis beim Bezug von Kapital-
leistungen aus Vorsorge eine gewisse problematische Entwicklung zu beobachten. Angeregt 
durch Publikationen der Beratungsbranche in allen Medien und erleichtert durch erweiterte Be-
zugsmöglichkeiten ist eine Tendenz festzustellen, Kapitalleistungen aus Vorsorge in möglichst 
vielen und kleinen Tranchen zu beziehen und damit die ohnehin milde Steuerbelastung, die auf 
einmalige Kapitalzahlungen zugeschnitten ist, weiter zu reduzieren oder fast gänzlich zu ver-
meiden. Während für das Verhältnis der Steuerbelastung zwischen kinderlosen Ehepaaren und 
Konkubinatspaaren im kantonalen Steuerrecht seit Jahrzehnten eine sachgerechte und verfas-
sungskonforme Lösung besteht, werden verheiratete Eltern gegenüber nicht verheirateten Paa-
ren mit Kindern weiterhin zum Teil massiv höher belastet. Zurückzuführen ist dies insbesondere 
auf eine (verfassungswidrige) Vorgabe des Steuerharmonisierungsgesetzes, die aber auf den 
1. Januar 2011 aufgehoben worden ist. Beide Themenkreise sind näher zu untersuchen und ei-
ner sachgerechten Lösung zuzuführen. Daneben stellen sich noch einige Fragen von unterge-
ordneter Bedeutung. 

1.3 Erwägungen, Alternativen 

Da die Kantone verpflichtet sind, ihre Gesetzgebung bis zum Inkrafttreten bzw. innert einer 
zweijährigen Frist danach an die Neuerungen des Bundesrechts anzupassen, bestehen dem 
Grundsatz nach keine vertretbaren Alternativen zur beantragten Gesetzesänderung. Insbeson-
dere wäre ein Verzicht darauf ohne Wirkung, da nach unbenütztem Ablauf der Anpassungsfrist 
das neue Bundesrecht auch betreffend kantonale Steuern direkt anwendbar wäre. Soweit das 
kantonale Recht Beträge oder Grenzwerte festsetzen muss, hätte in diesem Fall die Kantonsre-
gierung die erforderlichen vorläufigen Vorschriften zu erlassen (Art. 72 Abs. 3 StHG). Es ist nun 
aber für alle Rechtsanwender von Vorteil, wenn das geschriebene (kantonale) Recht tatsächlich 
dem geltenden und anwendbaren Recht entspricht. Im Ergebnis führt damit kein sinnvoller Weg 
an der Umsetzung in das kantonale Steuergesetz und der Übernahme des Bundesrechts im or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren vorbei. 

2. Verhältnis zur Planung 

Die hier unterbreitete Vorlage ist im Legislaturplan 2013 – 2017 angesichts der eher unterge-
ordneten politischen Bedeutung für den Kanton nicht speziell vorgesehen. Weil auch die finan-
ziellen Auswirkungen wenig ins Gewicht fallen (siehe Ziffer 6.2), ist sie auch in der Finanzpla-
nung nicht besonders berücksichtigt. 

3. Hauptpunkte der Vorlage 

3.1 Besteuerung nach dem Aufwand (§ 20 E-StG) 

3.1.1 Allgemeines 

Bei der Besteuerung nach dem Aufwand oder Pauschalbesteuerung handelt es sich um ei-
ne besondere Art der Einkommens- und Vermögensbemessung. Die Steuern von ausländischen 
Staatsangehörigen, die in der Schweiz Wohnsitz haben, aber hier nicht erwerbstätig sind, wer-
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den nicht auf Basis des tatsächlichen Einkommens und Vermögens, sondern nach den im In- und 
Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten (d.h. dem Aufwand) der steuerpflichtigen Per-
son und der von ihr unterhaltenen Personen bemessen. Der nach dem Aufwand berechneten 
Steuer wird in einer sog. Kontrollrechnung jene gegenübergestellt, die sich bei ordentlicher 
Besteuerung der Einkünfte aus den in der Schweiz gelegenen Vermögenswerten, in der Schweiz 
verwerteten Immaterialgüterrechten, schweizerischen Renten und Pensionen sowie der Einkünf-
te aus Staaten ergibt, für die aufgrund von Doppelbesteuerungsabkommen eine Entlastung von 
ausländischen Steuern beansprucht wird. Hinzu kommt die Steuer auf dem gesamten in der 
Schweiz gelegenen Vermögen. Geschuldet ist jeweils der höhere Betrag.  

Die Besteuerung nach dem Aufwand ist nicht als Privileg gedacht und ist es in der Praxis in der 
Regel auch nicht. Vielmehr stellt sie eine zweckmässige Methode dar, um die anvisierten Perso-
nen, die ihre Einkünfte vorwiegend im Ausland erzielen und deren Vermögen grösstenteils im 
Ausland liegt, sachgerecht zu veranlagen. Zum einen stossen die Steuerbehörden an praktische 
Grenzen, wenn sie diese im Ausland liegenden Elemente im ordentlichen Veranlagungsverfah-
ren überprüfen wollen. Zum andern sind im Ausland erzielte Erwerbseinkünfte dem Tätigkeits-
staat zur Besteuerung zugewiesen, und andere ausländische Einkünfte unterliegen im Her-
kunftsland häufig Quellensteuern (z.B. für Zinsen, Dividenden, Lizenzeinnahmen aus Patenten, 
Urheberrechten usw.). Sofern der Steuerpflichtige eine Entlastung von diesen ausländischen 
Quellensteuern verlangt, sind die entsprechenden Einkünfte bereits nach dem geltenden Recht 
als schweizerische Einkünfte zu behandeln und in die Kontrollrechnung einzubeziehen. Die Pau-
schalbesteuerung erlaubt damit, Personen ohne Schweizer Bürgerrecht mit komplexen interna-
tionalen Verhältnissen in relativ einfacher Form zu veranlagen. 

3.1.2 Politische Entwicklungen 

Die Besteuerung nach dem Aufwand hat im föderalistisch geprägten Steuersystem der Schweiz 
eine lange Tradition und ist in einigen Kantonen ein standortpolitisches Instrument von volks-
wirtschaftlicher und auch fiskalischer Bedeutung. Weil nur Ausländer, mehrheitlich vermögen-
de, die Aufwandbesteuerung in Anspruch nehmen können und sie nicht auf der Grundlage ihrer 
weltweiten Einkünfte, sondern auf der Grundlage der Lebenshaltungskosten besteuert werden, 
ist diese Besteuerungsform seit längerer Zeit in die Kritik geraten. So haben in den letzten Jah-
ren verschiedene Kantone aufgrund von Volksinitiativen oder parlamentarischen Vorstössen die 
Pauschalbesteuerung abgeschafft (Zürich, Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, beide Basel), 
während andere Kantone entsprechende Volksinitiativen abgelehnt haben (Bern, Luzern, 
Nidwalden, St. Gallen, Thurgau). Auch im Kanton Solothurn waren Bestrebungen zu verzeich-
nen, die Pauschalbesteuerung abzuschaffen. Allerdings hat der Kantonsrat den Volksauftrag 
„Keine Extrawürste: Pauschalbesteuerung abschaffen“ vom 4. September 2012 am 27. Februar 
2013 nicht erheblich erklärt (VA 109/2012). Und auf Bundesebene fordert die von der Alternati-
ven Linken lancierte und im Oktober 2012 eingereichte Volksinitiative „Schluss mit den Steuer-
privilegien für Millionäre (Abschaffung der Pauschalbesteuerung)“ die Abschaffung der Besteu-
erung nach dem Aufwand. Sowohl der Bundesrat in seiner Botschaft zur Volksinitiative (BBl 
2013 5427) als auch die Bundesversammlung in ihrem Beschluss vom 20. Juni 2014 (BBl 2014 
5077) empfehlen Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

3.1.3 Bundesgesetz über die Besteuerung nach dem Aufwand 

Weil die Besteuerung nach dem Aufwand zunehmend diskutiert worden war, hat der Bundesrat 
deren Reform eingeleitet und im Jahr 2011 dem Bundesparlament eine Vorlage zur Revision un-
terbreitet (BBl 2011 6021). Damit sollte die Aufwandbesteuerung verbessert und deren Ak-
zeptanz gestärkt werden. Dabei hat er im Wesentlichen die folgenden Änderungen vorgeschla-
gen: 

– Es wird klargestellt, dass der weltweite Aufwand massgeblich ist, was dem bishe-
rigen kantonalen Recht entspricht. Dieser soll mindestens dem Siebenfachen (bisher: 
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Fünffachen) des Mietzinses oder Mietwertes der Wohnung oder dem Dreifachen 
(bisher: Doppelten) des Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung entsprechen. 

– Die Bemessungsgrundlage muss bei der direkten Bundessteuer neu mindestens 
400‘000 Franken (indexiert) betragen; die Kantone sollen ebenfalls eine minimale 
Bemessungsgrundlage festlegen, sind bei der Festlegung ihrer Höhe aber frei. 

– Gemeinsam veranlagte Ehegatten müssen beide alle Voraussetzungen für die Be-
steuerung nach dem Aufwand erfüllen; diese ist für Personen mit Schweizer Bürger-
recht auch im Zugzugsjahr ausgeschlossen. 

Das Parlament hat diese Vorlage am 28. September 2012 praktisch unverändert angenommen. 
Sie wird – wie bereits ausgeführt – sowohl für die direkte Bundessteuer als auch für die kanto-
nalen Steuern ab 2016 Geltung haben. 

3.1.4 Neue gesetzliche Regelung im kantonalen Recht (§ 20 E-StG) 

Nach dem bisherigen Art. 6 StHG hatten neu zuziehende Personen, wenn sie in der Schweiz kei-
ne Erwerbstätigkeit ausübten, im Zugzugsjahr Anspruch auf die Besteuerung nach dem Auf-
wand. In den folgenden Jahren konnten die Kantone diesen Personen, wenn sie nicht Schweizer 
Bürger waren, das Recht auf die Pauschalbesteuerung weiterhin einräumen. Abgesehen davon, 
dass die Pauschalbesteuerung für Personen mit Schweizer Bürgerrecht neu gänzlich ausgeschlos-
sen ist, ändert das neue Recht nichts daran, dass den Kantonen freigestellt ist, die Aufwand-
besteuerung weiterhin zu gewähren oder nicht (Art. 6 Abs. 1 StHG). Obwohl sie im Kanton 
Solothurn bisher mit kaum mehr als einer Handvoll Betroffenen eine untergeordnete Rolle 
spielt, erachten wir es als sinnvoll, sie auch in Zukunft beizubehalten. Denn trotz der geringen 
Zahl entrichten diese Steuerpflichtigen einen ansehnlichen Steuerbetrag und leisten mit ihren 
Investitionen und Konsumausgaben einen Beitrag an die einheimische Volkswirtschaft. Nach-
dem die beiden Basel die Aufwandbesteuerung auf kantonaler Ebene abgeschafft haben, könn-
te sich im Kanton Solothurn eine bescheidene Zunahme ergeben. Zu höheren Steuereinnahmen 
können auch die neuen Mindestansätze beitragen, auch wenn kaum alle bisher Pauschalbesteu-
erten in der Lage sein werden, die Steuern nach den neuen Mindestansätzen zu bezahlen. Ob 
sie aus dem Kanton bzw. aus der Schweiz wegziehen oder ob sie sich neu ordentlich besteuern 
lassen werden, muss hier offen bleiben. 

Wenn der Kanton an der Möglichkeit der Besteuerung nach dem Aufwand festhält, ist er ver-
pflichtet, sie nach den Regeln und Bestimmungen des Steuerharmonisierungsgesetzes durchzu-
führen. Frei ist der Kanton einzig darin, in welcher Höhe er das steuerbare Einkommen mindes-
tens festsetzen will und wie die Steuer nach dem Aufwand die Vermögenssteuer abgilt. Wäh-
rend andere Kantone (z.B. LU, SG, TG) neu deutlich höhere Mindesteinkommen vorsehen als 
die 400‘000 Franken bei der direkten Bundessteuer, erachten wir diesen Betrag für die Ver-
hältnisse im Kanton Solothurn als vertretbar. Davon ausgehend, dass der Aufwand mindes-
tens dem Siebenfachen Mietzins oder Mietwert gleichkommen muss, entspricht er ungefähr ei-
nem monatlichen Mietzins oder Mietwert von Fr. 4‘800.—. Zu diesem Preis können im Kanton 
Solothurn recht anspruchsvolle Wohnungen gemietet werden, die den Bedürfnissen der Auf-
wandbesteuerten gerecht werden. Die Kontrollrechnung wird zudem neu im Gesetz geregelt. 
Bei der Vermögenssteuer hat sich auch in anderen Kantonen eine Praxis gebildet, wonach das 
steuerbare Vermögen mindestens das 20-fache des nach dem Aufwand bemessenen steuerba-
ren Einkommens betragen muss. Diese Regelung wird neu in das Gesetz aufgenommen und 
zugleich festgehalten, dass die Steuer darauf nach dem ordentlichen Tarif berechnet wird. 

Übergangsrechtlich sieht Art. 78e StHG vor, dass für Personen, die bei Inkrafttreten der neuen 
Bestimmungen nach Aufwand besteuert werden, das bisherige Recht weitere fünf Jahre gilt. Die 
entsprechende Übergangsbestimmung ist in § 287 E-StG vorgesehen. Unter anderem aus diesem 
Grund kann vorläufig kaum mit Mehrerträgen gerechnet werden. 
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3.2 Besteuerung von Lotteriegewinnen (§ 31 lit. e, § 32 lit. m und § 41 Abs. 1 lit. o E-StG) 

Das Bundesgesetz über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen nimmt Än-
derungen vor im DBG, im StHG und im Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer (VStG). Ziel 
war es, den administrativen Aufwand bei der Besteuerung von Lotteriegewinnen zu vermindern 
und die im Vergleich mit den in den Spielbanken erzielten, steuerfreien Gewinnen bestehende 
Ungleichbehandlung abzubauen. Neu unterliegen Lotteriegewinne bis 1‘000 Franken nicht 
mehr der Verrechnungssteuer. Entsprechend bleiben neu auch bei der direkten Bundessteuer 
einzelne Gewinne aus einer Lotterie oder einer lotterieähnlichen Veranstaltung bis zu 1‘000 
Franken steuerfrei (Art. 23 lit. e und Art. 24 lit. j DBG). Zusätzlich werden die Einsätze, bisher 
nach tatsächlichem Aufwand als Gewinnungskosten von den Gewinnen der gleichen Lotterie 
abziehbar, pauschaliert. Neu können 5 % des Gewinns, höchstens jedoch 5‘000 Franken, als 
Einsatzkosten abgezogen werden (Art. 33 Abs. 4 DBG). 

Für die kantonalen Steuern sieht das StHG grundsätzlich die gleiche Regelung vor, wobei das 
kantonale Recht die Höhe des steuerfreien Betrages sowie den Ansatz und den Höchstbetrag 
der abziehbaren Einsatzkosten zu bestimmen hat (Art. 7 Abs. 4 lit. m und Art. 9 Abs. 2 lit. n 
StHG). Gründe, für die kantonalen Steuern von der Bundessteuer abweichende Limiten vorzuse-
hen, sind auch hier keine ersichtlich. Vielmehr würden unterschiedliche Regeln das Deklarations- 
und Veranlagungsverfahren für diese gleichzeitig zu veranlagenden Steuern erheblich erschwe-
ren. Hinzu käme eine Differenz zur Verrechnungssteuer, deren Rückerstattung davon abhängt, 
ob das damit belastete Einkommen korrekt deklariert wird. Aus diesen Gründen sollen die für 
die Bundessteuer massgebenden Limiten für die Staats- und Gemeindesteuern übernommen 
werden. 

3.3 Steuerliche Behandlung von Aus- und Weiterbildungskosten (§ 22 Abs. 2, § 33 Abs. 1 
lit. d, § 34 Abs. 1 lit. e, § 41 Abs. 1 lit. p, § 43 Abs. 1 lit. g und § 92 Abs. 1 lit. f E-StG) 

Im geltenden Steuerrecht sind die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und 
Umschulungskosten abziehbar. Die Praxis erlaubt den Abzug der Kosten für die mit dem ge-
genwärtigen Beruf zusammenhängende Weiterbildung und der Kosten für die durch äussere 
Umstände veranlasste Umschulung. Eine betragsmässige Begrenzung des Abzugs besteht nicht. 
Hingegen können die eigentlichen Ausbildungskosten (Kosten für Erst- und Zweitausbildun-
gen) und die sogenannten Berufsaufstiegskosten nicht abgezogen werden. Diese Unterschei-
dungen führen in der Praxis oft zu heiklen Abgrenzungsfragen. Denn häufig ist umstritten, ob 
eine Weiterbildung vorliegt, deren Kosten abziehbar sind, oder eine Ausbildung bzw. eine Wei-
terbildung, die Voraussetzung ist für den Aufstieg in eine eindeutig höhere Berufsstellung, wo-
für die Auslagen nicht zum Abzug zugelassen sind (vgl. § 6bis der Steuerverordnung Nr. 13, Ab-
züge für Berufskosten, BGS 614.159.13).  

Das Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbil-
dungskosten behandelt diese Kosten nicht mehr als Berufsauslagen, sondern sieht dafür einen 
allgemeinen Abzug vor (Art. 33 Abs. 1 lit. j DBG; Art. 9 Abs. 2 lit. o StHG). Dabei entfällt die heu-
te geltende Unterscheidung zwischen Ausbildung einerseits und Weiterbildung sowie Umschu-
lung anderseits. Abziehbar sind neu nicht nur Weiterbildungskosten, sondern auch berufli-
che Ausbildungskosten einschliesslich Umschulungskosten. Vom Abzug ausgeschlossen 
sind weiterhin die Kosten der Erst- oder Grundausbildung bis und mit Sekundarstufe II sowie 
die Kosten für Aus- und Weiterbildungen ohne beruflichen Zusammenhang, beispielsweise für 
ein Hobby oder eine Liebhaberei. Als Abschluss auf Sekundarstufe II gelten die Berufslehre, die 
Fachmittelschule sowie die (gymnasiale) Maturität. Die genannten Bestimmungen des Bundes-
rechts werden in § 41 Abs. 1 lit. p E-StG übernommen; und in § 33 Abs. 1 StG entfällt im Gegen-
zug bei den Berufskosten der Abzug der Weiterbildungs- und Umschulungskosten. Grafisch las-
sen sich die Aus- und Weiterbildungen und die Abzugsfähigkeit der dafür aufgewendeten Kos-
ten wie folgt darstellen:  
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Aus- und Weiter-
bildung, Kosten 
abzugsfähig 

 Weiterbildung / Umschulung 

Tertiärstufe Höhere Berufs-
bildung 

Pädagogische und 
Fachhochschule 

Universitäre 
Hochschule 

Grundausbildung, 
Kosten nicht ab-
zugsfähig 

Sekundarstufe II Berufslehre Fachmittelschule Maturitätsschule 

Sekundarstufe I Sekundarschule 

Primarstufe Primarschule 

Weil neu auch Ausbildungskosten abziehbar sind, ist mit höheren Abzügen und folglich mit 
Mindererträgen zu rechnen. Um diese zu begrenzen, wird der Abzug limitiert, bei der direk-
ten Bundessteuer auf 12‘000 Franken. Die Kantone müssen ebenfalls eine betragsmässige 
Grenze festlegen, sind in der Höhe aber frei. Ausser finanzielle Gründe zur Minderung der Er-
tragsausfälle spricht auch hier nichts für eine von der Bundessteuer abweichende Regelung, 
weshalb wir insbesondere im Hinblick auf möglichst einfache Lösungen die gleiche Limite vor-
schlagen. Bei dieser Grenze hätten im Steuerjahr 2012 98.5 % jener 6‘252 Steuerpflichtigen, bei 
denen Weiterbildungskosten zum Abzug zugelassen wurden, ihre Kosten vollumfänglich abzie-
hen können. Die Beschränkung wird sich voraussichtlich bei den bisher nicht abziehbaren Aus-
bildungskosten, deren Höhe naturgemäss nicht erfasst wurde, mehr auswirken. 

Vergütet der Arbeitgeber den Mitarbeitern die Kosten der berufsorientierten Aus- oder Weiter-
bildung, stellt diese Entschädigung, auch wenn sie die abziehbare Limite von 12‘000 Franken 
übersteigt, neu keinen Lohnbestandteil mehr dar (Art. 17 Abs. 1bis DBG; Art. 7 Abs. 1 StHG; § 22 
Abs. 2 E-StG). Bisher wurde die Vergütung von nicht abziehbaren Ausbildungskosten als Ge-
haltsnebenleistung besteuert. Selbstverständlich können die Arbeitnehmer die Kosten, die ihnen 
vergütet wurden, wie bisher nicht von den steuerbaren Einkünften abziehen. Diese Aus- und 
Weiterbildungsaufwendungen zugunsten des Personals stellen für die Arbeitgeber geschäfts-
mässig begründeten Aufwand dar, was neu gesetzlich ausdrücklich festgehalten wird (Art. 27 
Abs. 2 lit. e und Art. 59 Abs. 1 lit. e DBG; Art. 10 Abs. 1 lit. f und Art. 25 Abs. 1 lit. e StHG; § 34 
Abs. 1 lit. e und § 92 Abs. 1 lit. f E-StG). 

Nach dem geltenden Recht haben Studierende an einer höheren Lehranstalt, die zeitweise er-
werbstätig sind, Anspruch auf einen Sozialabzug von Fr. 4‘200.— (§ 43 Abs. 1 lit. g StG). Wer 
bisher den sog. Werkstudentenabzug vornehmen konnte, kann nach neuem Recht die Ausbil-
dungskosten auf der Tertiärstufe bis zum Betrag von Fr. 12‘000.— vollständig von seinem Ein-
kommen abziehen. Damit besteht kein Grund mehr für einen zusätzlichen Abzug, umso mehr 
als die neu abziehbaren Kosten in der Regel höher sein dürften als der bisherige Sozialabzug. Er 
kann aufgehoben werden. 

3.4 Tariffragen 

3.4.1 Nicht verheiratete Eltern (§ 43 Abs. 1 lit. h, § 44 Abs. 2 lit. b E-StG) 

1984 hat das Bundesgericht ein grundlegendes Urteil zu den Belastungsrelationen bei der Be-
steuerung von Ehepaaren und nicht verheirateten Paaren gefällt (BGE 110 Ia 7) und dabei die 
folgenden wesentlichen Grundsätze aufgestellt: Das Steuerrecht muss Ehepaare unter sich 
grundsätzlich nach ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gleich behandeln. Diese ist unab-
hängig von Güterstand und Rollenverteilung unter den Ehepartnern und bemisst sich nach de-
ren Gesamteinkommen (Erw. 3c). Ehepaare dürfen gegenüber Konkubinatspaaren grund-
sätzlich nicht stärker belastet werden. Die steuerliche Gleichstellung von Ehepaaren und 
Konkubinatspaaren kann nicht vollständig gelingen, weil die reine Individualbesteuerung für 
Ehepaare keine taugliche Lösung darstellt und Konkubinatspaare keine Kategorie des Steuer-
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rechts sind und wohl auch nicht sein können. Soweit sich aber Vorteile, sei es für die Ehe, sei es 
für das Konkubinat nicht vermeiden lassen, gebietet es die rechtliche Stellung und die soziale 
Bedeutung der Ehe, dass der Steuergesetzgeber die Vorteile nicht den Konkubinats-, sondern 
den Ehepaaren zukommen lässt (Erw. 3d). Das Bundesgericht hat dieses Urteil in der Folge 
wiederholt bestätigt, aber zu einem gewissen Teil auch relativiert und dabei erkannt, dass eine 
absolute Gleichbehandlung zwischen Ehepaaren und Konkubinatspaaren nie erreicht wer-
den kann. Soweit keine absolute Gleichbehandlung erzielt werden könne, genüge es, wenn die 
gesetzliche Regelung nicht in genereller Weise zu einer wesentlich stärkeren und systematisch 
ungünstigeren Belastung von einzelnen Gruppen von Steuerpflichtigen führe (BGE 120 Ia 329 
Erw. 4c-e). Eine Mehr- oder Minderbelastung der einen oder anderen Kategorie von bis zu 10 % 
haben die genannten und dort zitierten Urteile noch als unproblematisch angesehen. 

Der Anforderung, dass Ehepaare nicht wesentlich stärker belastet werden dürfen als Konkubi-
natspaare, genügt das geltende solothurnische Steuerrecht seit Langem, wie den Tabellen im 
Anhang 1 entnommen werden kann. Die Tabellen beruhen – wie die folgenden – auf einfa-
chen Standardveranlagungen, in denen nur minimale Berufsauslagen, der Versicherungsprä-
mien- und der Kinderabzug, nicht jedoch allfällige Kinderbetreuungskosten und andere Kosten 
abgezogen werden. Das Ehepaar fährt günstiger, je ungleicher die Einkommen der beiden Part-
ner verteilt sind und je geringer das Gesamteinkommen ist. Bei hälftiger Verteilung der Einkünf-
te ist die Steuerbelastung des unverheirateten Paares nahezu identisch mit jener des Ehepaares. 

Diese, dem verfassungsrechtlichen Rechtsgleichheitsgebot entsprechenden Verhältnisse beste-
hen allerdings weitgehend nur, solange es um kinderlose Paare geht (kinderlos: hier nur in 
steuerlicher Hinsicht in dem Sinn, dass das Paar keine Erleichterungen für minderjährige Kinder 
oder volljährige in Ausbildung in Anspruch nehmen kann). Denn im Unterschied dazu werden 
nicht verheiratete Eltern gegenüber Ehepaaren mit Kindern in der Regel steuerlich erheb-
lich besser gestellt, wie aus den Tabellen im Anhang 2 hervorgeht. Zwar wird das Ehepaar 
leicht begünstigt, wenn nur einer der beiden Partner ein Einkommen erzielt. In der heute weit 
überwiegenden Konstellation aber, in der beide Elternteile mindestens teilzeitlich einer Er-
werbstätigkeit nachgehen, muss das Ehepaar massiv höhere Steuern bezahlen. Selbst bei einem 
(gemeinsamen) Nettolohn von Fr. 100‘000.—, wo sich die Belastungsunterschiede sonst auseb-
nen, übersteigt die Mehrbelastung des Ehepaares noch klar 30 %.  

Ein Vergleich der beiden Tabellen in Anhang 1 und 2 zeigt zudem noch eine weitere Benachtei-
ligung des Ehepaares. Während bei den nicht Verheirateten (effektiv Alleinstehende, deren 
Steuerbelastung dem Alleinverdiener-Konkubinatspaar in der Tabelle entspricht, und Konkubi-
natspaar) die Geburt von Kindern zu einer ganz bedeutenden Steuerentlastung führt, ist 
diese beim Ehepaar viel bescheidener. Das sei mit einem Auszug aus den beiden Tabellen für 
jeweils einen (gemeinsamen) Nettolohn von Fr. 60‘000.— und von Fr. 100‘000.— beispielhaft il-
lustriert (siehe Anhang 3). 

Der Grund für diese übermässige Begünstigung von nicht verheirateten Eltern gegenüber Ehe-
paaren liegt in der Vorschrift von § 44 Abs. 2 lit. b StG. Danach haben auch alleinstehende, al-
so verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die mit Kindern 
zusammenleben, für die ein Kinderabzug gewährt wird, und deren Unterhalt zur Hauptsache 
bestreiten, Anspruch auf das Teilsplitting wie Ehepaare. Diese gesetzliche Regelung ist ihrer-
seits auf Art. 11 Abs. 1 StHG in der bis Ende 2010 geltenden Fassung zurückzuführen, der die 
gleiche Ermässigung wie für Verheiratete auch für die alleinstehenden Steuerpflichtigen mit 
Kindern verlangte. Die herrschende Lehre kritisierte diese Gleichbehandlung von verheirateten 
und alleinerziehenden Personen seit Längerem. Sie begründete dies damit, dass eine alleiner-
ziehende Person grundsätzlich leistungsfähiger sei als ein Ehepaar mit dem gleichen Einkommen 
und der gleichen Anzahl Kinder, da bei Letzteren das Einkommen für zwei erwachsene Perso-
nen ausreichen müsse. Als besonders stossend wird die Gleichstellung empfunden, wenn zwei 
unverheiratete Personen – je mit eigenen Kindern – im Konkubinat zusammenleben, weil in die-
sem Fall beide Partner in der Regel vom milderen Tarif und den Kinderabzügen profitieren kön-
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nen, ihre Einkommen jedoch nicht addiert werden. Die Bestimmung verstosse daher gegen den 
Verfassungsgrundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

Das Bundesgericht hat diese Kritik in seiner Rechtsprechung bestätigt (BGE 131 II 710 und BGE 
131 II 697). Eine alleinstehende Person mit Kind habe zwar höhere Ausgaben als eine ohne Kind, 
jedoch geringere als ein Ehepaar mit Kind. Deshalb sei Art. 11 Abs. 1 StHG verfassungswid-
rig; wegen des Anwendungsgebots von Art. 190 BV sah das Bundesgericht jedoch keine Mög-
lichkeit, der gesetzlichen Regelung die Anwendung zu versagen. Es hielt dabei ausdrücklich fest, 
dass der Verheiratetentarif auch dann gewährt werden müsse, wenn die „allein erziehende“ 
Person im Konkubinat lebt. 

Infolge dieser Kritik hat der Bundesgesetzgeber die Bestimmung über die Steuerermässigung 
von Alleinerziehenden mit dem Bundesgesetz über die steuerliche Entlastung von Familien mit 
Kindern vom 25. September 2009 (AS 2010 455) ersatzlos gestrichen. Damit bestehen seit 
2011 die verfassungswidrigen Vorgaben des StHG nicht mehr. Es ist nun den Kantonen überlas-
sen, auf welche Weise sie die nicht verheirateten Eltern gegenüber den Alleinstehenden ohne 
Kinder entlasten wollen. Schranken setzen dabei das verfassungsmässige Prinzip der Besteue-
rung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und die entsprechende bundesgerichtliche 
Rechtsprechung. Danach sind Alleinerziehende einerseits milder zu besteuern als Alleinstehende 
ohne Kinder, anderseits aber stärker zu belasten als Ehepaare mit Kindern.  

Diese Vorgaben lassen sich erfüllen, indem Alleinerziehende als Alleinstehende besteuert 
werden, ihnen aber ein Sozialabzug gewährt wird, der den höheren Kosten für die Führung 
eines Kinderhaushalts Rechnung trägt. Wir schlagen darum in § 43 Abs. 1 lit. h E-StG einen Ab-
zug von Fr. 7‘000.— für alleinstehende Personen mit Kindern vor. Dieser Abzug ersetzt die bis-
herige Besteuerung zum Splittingtarif gemäss § 44 Abs. 2 lit. b StG. Um zu vermeiden, dass Kon-
kubinatseltern gegenüber verheirateten Eltern steuerlich privilegiert werden, wäre es konse-
quent, den Abzug unverheirateten Eltern nicht zu gewähren, wenn sie einen gemeinsamen 
Haushalt führen. Wir verzichten vorliegend indessen auf diese Einschränkung, einmal aus ver-
waltungsökonomischen Gründen: Es kann auf die Abklärung verzichtet werden, ob ein nicht 
verheirateter Vater oder eine nicht verheiratete Mutter mit einer Partnerin oder einem Partner 
einen gemeinsamen Haushalt führt. Zudem ergibt diese Lösung in der wohl häufigsten Kons-
tellation der ungleichen Verteilung der Einkünfte unter den Partnern vertretbare Belas-
tungsrelationen (vgl. die Tabellen in Anhang 4). Zwar werden Ehepaare noch immer höher 
belastet als nicht verheiratete Paare, aber um nicht mehr als 20 % (bei zwei Kindern). Zugleich 
wird vermieden, dass nicht verheiratete Alleinverdiener-Paare gegenüber Ehepaaren massiv 
überbelastet werden. Einzig bei hälftiger Aufteilung der Einkünfte des Paares bleibt es in den 
untersten Einkommensklassen bei der bisherigen massiven Höherbelastung des Ehepaares. Denn 
der Abzug vermeidet eine Höherbesteuerung der echt Alleinerziehenden mit tiefen Ein-
kommen oder hält sie mindestens in vertretbaren Grenzen. Nicht verhindern, aber doch et-
was mildern kann diese Lösung die erhebliche Besserstellung des Konkubinatspaares, wenn zwei 
nicht verheiratete Personen je mit eigenen, nicht gemeinsamen Kindern zusammenleben und 
damit beide Anspruch auf den Abzug als Alleinerzieher haben. 

Weil verwitwete Personen im Jahr des Todes und in den zwei darauf folgenden Jahren aus ei-
nem anderen Grund (§ 44 Abs. 2 lit. c StG) noch Anspruch auf das Splitting haben und dadurch 
begünstigt werden, soll ihnen der Alleinerziehendenabzug solange nicht gewährt werden, um 
sie nicht doppelt zu entlasten. 

3.4.2 Kapitalleistungen aus Vorsorge 

Renten der beruflichen Vorsorge unterliegen zusammen mit dem übrigen Einkommen zu den 
ordentlichen Steuertarifen der Einkommenssteuer (§ 30 StG). Kapitalleistungen aus Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge und aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge 
im Sinne von Art. 82 BVG (Säule 3a), werden aber gemäss § 47 StG von den übrigen Einkünften 
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ausgeschieden und gesondert besteuert. Die Steuer beträgt ein Viertel der nach den or-
dentlichen Tarifen von § 44 StG berechneten Steuer. Diese gesonderte Besteuerung zum redu-
zierten Tarif (Vorsorgetarif) stellt in zweifacher Hinsicht eine Privilegierung dar. Einmal erhöhen 
im System der progressiven Einkommenssteuertarife die Vorsorgeleistung und das übrige Ein-
kommen nicht gegenseitig die Steuersätze bei der Besteuerung des jeweils anderen Einkom-
mensbestandteils. Und zum andern ist die auf einen Viertel der normalen Sätze reduzierte Steu-
er auf der Vorsorgeleistung sehr günstig. Mit der Sonderstellung dieser Einkünfte, die einmalige 

Zuflüsse darstellen, die ihrem Wesen nach als Ersatz für eine Rente ausgerichtet werden, soll das 
Ziel der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit besser erreicht werden 
(Baumgartner, in: Zweifel / Athanas [Hrsg.], Kommentar zum schweizerischen Steuerrecht I/2a, 2. 
Aufl. Basel 2008, N 1 zum inhaltlich gleich lautenden Art. 38 DBG). Die privilegierte Besteuerung 
von Vorsorgeleistungen gemäss § 47 StG ist grundsätzlich also für einmalige Leistungen vor-
gesehen und nicht für periodische, Jahr für Jahr wiederkehrende Einkünfte. 

Wegen der Nullstufen im Einkommenssteuertarif, der Grundlage für die Besteuerung bildet, 
bleiben Vorsorgeleistungen bis Fr. 20‘000.— (Verheiratete) bzw. Fr. 11‘000.— (Alleinstehende) 
steuerfrei. Die Steuer beträgt bis zu einer Auszahlung von rund Fr. 50‘000.— (Verheiratete) un-
ter 1 % (einfache Staatssteuer), während die Beiträge die Steuerbelastung in der Regel um 10 % 
oder mehr des Beitrages gesenkt haben (ebenfalls einfache Staatssteuer). Das ist soweit unprob-
lematisch, solange es um einmalige Kapitalleistungen geht, die im Todes- oder Invaliditätsfall 
oder anstelle der lebenslänglichen Altersrente ausgerichtet werden. Indessen bietet diese güns-
tige Besteuerung viel „Optimierungspotential“, das insbesondere bei der Säule 3a ausgenützt 
werden kann. Einerseits können diese Kapitalien alle fünf Jahre zur Amortisation von Hypothe-
kardarlehen auf dem selbst genutzten Wohneigentum bezogen werden. Auf der andern Seite 
besteht die Möglichkeit, das Alterskapital der Säule 3a in den letzten fünf Jahren vor Erreichen 
des ordentlichen AHV-Rentenalters frei zu beziehen. Und seit 2008 kann, wer weiterhin er-
werbstätig ist, die Säule 3a fünf Jahre über das ordentliche AHV-Rentenalter hinaus weiter füh-
ren. Im Ergebnis können damit die Altersleistungen der gebundenen Selbstvorsorge gestaffelt 
über mindestens sechs, höchstens elf Jahre bezogen werden. Mit dem gestaffelten Bezug lässt 
sich die ohnehin schon günstige Steuerbelastung zusätzlich massiv senken. So führt be-
reits der auf zwei Jahre verteilte Bezug eines Kapitals von Fr. 100‘000.— zu einer Steuerersparnis 
von rund 40 %, bei einer Aufteilung auf drei Jahre sogar 65%. Gleich viel beträgt die Steuerer-
sparnis, wenn ein Kapital von Fr. 250‘000.— gleichmässig über fünf Jahre verteilt bezogen wird 
(Berechnungen inkl. direkte Bundessteuer für Verheiratete). Entsprechend propagieren die An-
bieter von Vorsorgelösungen und die „Beratungsmedien“ diesen Split, der das Führen von meh-
reren Konti erfordert, in erster Linie aus steuerlichen Überlegungen. 

Das Splitten von Kapitalbezügen ist auch bei Leistungen der beruflichen Vorsorge keine Selten-
heit, auch wenn hier die Möglichkeiten eingeschränkt sind. Diese stehen in erster Linie Personen 
offen, die Einfluss auf die Gestaltung ihrer beruflichen Vorsorge nehmen können, wie Selbstän-
digerwerbenden und Kaderleuten. Die Aufteilung erfolgt hier, indem Guthaben auf mehreren 
Freizügigkeitskonti nicht in eine neue Vorsorgeeinrichtung überwiesen, die Altersleistungen in 
der Basis- und Kaderversicherung nicht im gleichen Jahr bezogen werden, und über die schritt-
weise Teilpensionierung mit Teilbezügen des Kapitals. 

Weil sich die Steuerfreiheit von Vorsorgeleistungen nicht begründen lässt und die milde Besteu-
erung – wie vorne dargelegt – grundsätzlich für einmalige Kapitalleistungen vorgesehen ist, er-
scheint es gerechtfertigt, die geschilderten Steueroptimierungen zu beschränken. Wir schlagen 
dazu zwei Massnahmen vor: (1) einen Mindestsatz bei der Besteuerung von Vorsorgeleistun-
gen, wie ihn die meisten Kantone kennen, damit die Leistungen auf keinen Fall steuerfrei oder 
nahezu steuerfrei bleiben, und (2) die Zusammenrechnung von mehreren Vorsorgeleis-
tungen nicht nur im gleichen Jahr wie bisher, sondern auch in zwei nacheinander folgenden 
Jahren. Damit wird der Gestaltungsspielraum für den gestaffelten Bezug aus steuerlichen 
Gründen eingeschränkt, eine Vorsorgeplanung aber nicht vereitelt. Entsprechend soll § 47 
Abs. 2 StG ergänzt werden.  
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Mit einem Mindestsatz von 1 % für Verheiratete und 1.5 % für Alleinstehende wird der unter-
schiedlichen Belastung im geltenden Tarif Rechnung getragen. Das Verhältnis entspricht unge-
fähr der Relation bei einer Kapitalleistung von rund Fr. 50‘000.—, bis zu der der Mindestsatz 
Wirkung zeigt. Unter Berücksichtigung des Gesamtsteuerfusses von Staat und Gemeinde ergibt 
dies einen Mindeststeuersatz von etwa 2.2 % (Verheiratete) bzw. von 3.3 % (Alleinstehende), 
was im interkantonalen Vergleich weiterhin recht günstig ist.  

Das Zusammenrechnen der Kapitalleistungen von jeweils zwei Jahren trägt dem Grundgedan-
ken vermehrt Rechnung, dass der Vorsorgetarif auf einmalige Kapitalleistungen zugeschnitten 
ist. Es zeigt auch bei höheren Beträgen Wirkung, bei denen der Mindestsatz keine Rolle mehr 
spielt. Gestaffelte Bezüge bleiben weiterhin möglich, die Steuerentlastung fällt jedoch geringer 
aus. So würden nach dem Vorschlag Kapitalleistungen, die in fünf aufeinander folgenden Jah-
ren bezogen werden, die Leistungen jeweils der Jahre 1 und 2, weiter der Jahre 3 und 4 zusam-
mengerechnet und schliesslich die Leistung des Jahres 5 für sich allein besteuert. 

4. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage 

§ 14 Abs. 2 und 3, § 43 Abs. 1 lit. a, § 133 Abs. 1: Das neue Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht, in Kraft getreten am 1. Januar 2013, hat die Begriffe „mündig“ und „unmündig“ durch 
„voll- und minderjährig“ ersetzt, jenen des „Mündels“ durch „bevormundetes Kind“. Die ent-
sprechenden redaktionellen Anpassungen sind auch im Steuergesetz vorzunehmen. 

§ 20: Es kann auf die Ausführungen in Ziffer 3.1 zur Besteuerung nach dem Aufwand verwiesen 
werden. 

§ 22 Abs. 2: Hier wird festgehalten, dass die Vergütung von Aus- und Weiterbildungskosten 
durch den Arbeitgeber bei den Mitarbeitern keinen Lohnbestandteil darstellt. Das gilt nicht nur 
für den Fall, dass die Mitarbeitenden die Kosten vollumfänglich abziehen könnten, sondern 
auch für den Teil der Vergütung, der die abzugsfähige Limite übersteigt. Im Übrigen wird auf 
die Ausführungen in Ziffer 3.3 verwiesen. 

§ 31 lit. e und § 32 lit. m: In § 31 wird wie bisher geregelt, dass Einkünfte aus Lotterien und 
ähnlichen Veranstaltungen steuerbar sind, neu aber nur, wenn der einzelne Gewinn Fr. 1‘000.— 
übersteigt. Gemäss § 32 lit. m sind Gewinne in Schweizer Spielbanken unverändert von der 
Steuer befreit, neu zusätzlich auch Lottereigewinne bis Fr. 1‘000.—. Ergänzend weisen wir auf 
die Erläuterungen in Ziffer 3.2 hin. 

§ 33 Abs. 1 lit. c und d, Abs. 2: Die Kosten der mit dem Beruf zusammenhängenden Weiter-
bildungs- und Umschulungskosten werden neu nicht mehr als Gewinnungs- oder Berufskosten 
qualifiziert. Entsprechend ist die bisherige Bestimmung von § 33 Abs. 1 lit. d aufzuheben. Die 
Abziehbarkeit von Aus- und Weiterbildungskosten wird neu unter den allgemeinen Abzügen in 
§ 41 geregelt, worauf die Ergänzung in lit. c hinweist (vgl. auch die Ausführungen in Ziffer 3.3).  
Aufgrund der Änderung in Absatz 2 sollen zukünftig für die Kosten der Fahrt zum Arbeitsplatz 
mit dem privaten Verkehrsmittel nur noch die (bisherigen) Pauschalansätze abgezogen werden 
können. Diese entsprechen den Aufwendungen für ein Mittelklassefahrzeug. Der Abzug der ef-
fektiven Kosten von Fahrzeugen der gehobenen Klasse inkl. die Abschreibungen auf Anschaf-
fungskosten von bis zu Fr. 100‘000.— wird damit entfallen.  

§ 34 Abs. 1 lit. e: Siehe die Ausführungen in Ziffer 3.3. Damit wird klargestellt, dass die Auf-
wendungen von Personenunternehmen für die Aus- und Weiterbildung inkl. Umschulung des 
eigenen Personals ohne Obergrenze als geschäftsmässig begründeter Aufwand gelten. 

§ 41 Abs. 1 lit. o und p: Siehe die Ausführungen in Ziffer 3.2 (zu lit. o) und Ziffer 3.3 (zu lit. p). 
Sowohl die Lotterie-Einsätze als auch die berufsorientierten Aus-, Weiter- und Umschulungskos-
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ten sollen bei den kantonalen Steuern im gleichen Umfang abgezogen werden können wie bei 
der direkten Bundessteuer. 

§ 43 Abs. 1 lit. a: Siehe § 14 Abs. 2 und 3. 

§ 43 Abs. 1 lit. g: Der Werkstudentenabzug wird aufgehoben, weil neu die Ausbildungskosten 
auf der Tertiärstufe abgezogen werden können. Näheres Ziffer 3.3. 

§ 43 Abs. 1 lit. h und § 44 Abs. 2 lit. b: Mit der Aufhebung der Bestimmung von Buchstabe b 
in § 44 Abs. 2 haben nicht verheiratete Eltern nicht mehr Anspruch auf den Splitting-Tarif, son-
dern sind als Alleinstehende zu besteuern. Sie können neu einen Abzug von 7‘000 Franken für 
Alleinerziehende geltend machen (§ 43 Abs. 1 lit. h E-StG), der den familiären Haushaltmehrkos-
ten Rechnung trägt und sachgerechte Belastungsrelationen ergibt. Ausführlich dazu Ziffer 3.4.1. 

§ 45 Abs. 1: Das minimale steuerbare Einkommen für die Besteuerung nach dem Aufwand soll 
wie bei der direkten Bundessteuer periodisch der Teuerung angepasst werden. 

§ 47 Sachüberschrift und Abs. 2: Die Besteuerung von Liquidationsgewinnen mit Vorsor-
gecharakter ist seit der Revision, die 2011 in Kraft getreten ist, nicht mehr in § 47 geregelt, son-
dern in § 47ter. Die Anpassung der Sachüberschrift ist damals unterblieben, was hier nachgeholt 
wird. 
Absatz 2 legt neu einen Mindeststeuersatz für Kapitalleistungen aus Vorsorge fest und schreibt 
das Zusammenrechnen von Vorsorgeleistungen aus zwei aufeinander folgenden Jahren vor. Das 
macht das Aufteilen von Kapitalleistungen auf mehrere Jahre steuerlich weniger attraktiv. Es 
kann auf die detaillierten Ausführungen dazu in Ziffer 3.4.2 verwiesen werden. 

§ 67 Abs. 3: Die geltende Bestimmung schreibt für die Bemessung des Vermögenssteuer-
werts von Wertschriften eine Durchschnittsberechnung zwischen Verkehrswert und ih-
rem kapitalisierten Ertrag vor. Steuerbar ist dann der tiefere der beiden Werte (Verkehrswert 
bzw. Durchschnittswert). Mit dieser Bestimmung sollte insbesondere der Vermögenssteuerwert 
von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, die keine oder nur eine geringe Rendite abwerfen, 
gemildert werden. Sie ist aus verschiedenen Gründen überholt. Erstens zählt der Kanton Solo-
thurn seit 2012 bei der Vermögenssteuer zu den günstigsten Kantonen in der ganzen Schweiz. 
Zweitens hat die gemilderte Dividendenbesteuerung dazu geführt, dass personen- oder fami-
lienbezogene Kapitalgesellschaften wesentlich mehr Dividenden ausschütten, so dass sich das 
Problem der ertragslosen „schweren“ Beteiligungen auf diese Weise entschärft hat. Eine beson-
dere bzw. zusätzliche Milderung für bestimmte Vermögenswerte ist damit nicht mehr erforder-
lich. Weiter verursacht diese Durchschnittsberechnung zusätzlichen administrativen Aufwand, 
und häufig können sie die Steuerpflichtigen nicht nachvollziehen, insbesondere bei der inter-
kantonalen Steuerausscheidung. Weil kein anderer Kanton diese Durchschnittsberechnung 
kennt, muss sie für die Belange der Steuerausscheidung (auch der Einkommenssteuer) eliminiert 
und anschliessend wieder eingerechnet werden. Zudem sind unverzinsliche Forderungen aus der 
Durchschnittsberechnung auszuklammern. Aus diesen Gründen schlagen wir die Aufhebung die-
ser Bestimmung vor, womit ein kleiner Beitrag zur Vereinfachung des Steuerrechts geleistet 
werden kann. 

§ 71 Abs. 2: Bei Steuerpflichtigen mit ungenügendem Reineinkommen wird bei der Vermö-
genssteuer der Sozialabzug verdoppelt. Während bei der Einkommenssteuer der Bezug einer 
AHV- oder IV-Rente ausdrücklich Voraussetzung für den zusätzlichen Sozialabzug ist, spricht 
§ 71 Abs. 2 allgemeiner von (beschränkt) erwerbsunfähig, obwohl der Gesetzgeber bei der Ver-
mögenssteuer eine Gleichbehandlung mit der Einkommenssteuer gewollt hat und dies in der 
Praxis auch so gehandhabt wird. Hier wird der Wortlaut von § 43 Abs. 1 lit. f übernommen. Das 
schafft Klarheit, dass der Bezug einer Rente Voraussetzung für den doppelten Abzug ist. 
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§ 92 Abs. 1 lit. f: Es handelt sich um die analoge Bestimmung zu § 34 Abs. 1 lit. e für die juristi-
schen Personen als Arbeitgeber. Siehe dort und Ziffer 3.3. Vorbehalten bleibt auch in Zukunft 
die Beurteilung von Vergütungen an Beteiligte und ihnen nahestehende Personen als geldwerte 
Leistungen, wenn diese betreffend Aus- und Weiterbildungskosten besser gestellt werden als 
andere Mitarbeiter. 

§ 96 Abs. 3: Umstritten ist, ob und wie juristische Personen, die (teilweise) von der Gewinn-
steuerpflicht befreit sind, Verluste, die sie im gewinnsteuerfreien Bereich erleiden, ver-
rechnen und vortragen können. Die Frage ist in § 43bis Abs. 7 der Vollzugsverordnung für 
Holdinggesellschaften (§ 99 StG) in dem Sinn geklärt, dass Verluste des gewinnsteuerfreien Be-
reichs nicht mit steuerbaren Liegenschaftserträgen verrechnet werden können. Wenn die Hol-
dinggesellschaft später die Voraussetzungen für die Gewinnsteuerbefreiung nicht mehr erfüllt 
und folglich für alle Gewinne steuerpflichtig wird, werden die früheren, noch nicht mit Gewin-
nen verrechneten Verluste ebenfalls nicht zum Abzug zugelassen. Gestützt auf die Materialien 
zum Steuerharmonisierungsgesetz hat das Bundesgericht in einem solchen Fall erkannt, es sei 
Sache des kantonalen Gesetzgebers, die steuerlichen Konsequenzen festzulegen für den Fall, 
dass eine Kapitalgesellschaft ihr Holdingprivileg verliert (Urteil 2C_645/2011 vom 12.03.2012 
Erw. 1.5 und 3.2). Mangels einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage hat das Bundesgericht 
das Urteil der Vorinstanz (Verwaltungsgericht Zürich) bestätigt, wonach unter dem Holdingsta-
tus entstandene Verluste nach dem Übergang zur ordentlichen Besteuerung weiter zur Ver-
rechnung zuzulassen seien. Aus dem Urteil geht nicht eindeutig hervor, ob für diese Einschrän-
kung eine gesetzliche Grundlage im formellen Sinn erforderlich ist oder ob eine Verordnungs-
bestimmung genügt. In der Praxis ist zudem anerkannt, dass stille Reserven, die eine juristische 
Person vor Eintritt in die Gewinnsteuerpflicht gebildet hat, nicht besteuert werden. Im Sinn der 
Gleichbehandlung und um Rechtssicherheit zu schaffen, schlagen wir vor, die bisherige Verord-
nungsbestimmung ins Gesetzesrecht zu überführen. In der Vollzugsverordnung ist die Bestim-
mung einzig auf Holdinggesellschaften zugeschnitten. Die gleiche Problematik stellt sich indes-
sen auch bei Domizil- und Verwaltungsgesellschaften sowie bei juristischen Personen, die bisher 
generell von der Steuerpflicht befreit waren (z. B. öffentlich-rechtliche Anstalten) und die nun 
die Steuerbefreiung verlieren. Darum wird die Bestimmung allgemeiner gefasst, so dass Verluste 
aus dem steuerfreien Bereich in keinem Fall, weder spartenübergreifend noch in zeitlicher Hin-
sicht, mit steuerbaren Gewinnen verrechnet werden können. Domizil- und Verwaltungsgesell-
schaften, die neu in die ordentliche Besteuerung wechseln, können die früheren Verluste im 
Umfang der bisher steuerbaren Quote vortragen.  

§ 115quinquies und § 115sexies, je Abs. 2: Nach geltendem Recht werden Kapitalleistungen aus 
Vorsorge bei der Quellensteuer, d.h. wenn der Empfänger im Ausland Wohnsitz hat, nach 
§ 47 Absatz 2 besteuert. Mit anderen Worten: Bei der Quellensteuer gelten die gleichen Tarife 
wie für die ordentlich Besteuerten, die für Alleinstehende und Verheiratete unterschiedlich sind. 
Das ist für die Schuldner der steuerbaren Leistung, die Vorsorgeeinrichtungen, die für die Ablie-
ferung der Steuer und die Anwendung des richtigen Tarifs verantwortlich sind, wenig praktika-
bel. Denn für die Zuordnung zu einem Tarif ist nicht nur der Zivilstand entscheidend. Die Praxis 
behilft sich mit einem Einheitstarif, in den die direkte Bundessteuer integriert ist und der Al-
leinstehende im Vergleich zum normalen Tarif zu wenig, Verheiratete aber leicht zu stark belas-
tet. Diese Lösung ist sachgerecht und praktikabel, bedarf aber einer gesetzlichen Grundlage. 
Konkret soll der Regierungsrat die Kompetenz erhalten, diesen Einheitstarif, der sowohl für Al-
leinstehende als auch für Verheiratete anwendbar ist, auf dem Verordnungsweg zu erlassen. 

§ 121 Abs. 2 und 3 sowie § 124 Abs. 2: Für die Veranlagung der natürlichen Personen wird 
der Kanton in Veranlagungskreise eingeteilt, deren Anzahl und Umfang der Regierungsrat be-
stimmt (§ 121 Abs. 1 StG). Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde, die 
von einem Steuerpräsidenten geleitet wird. Der Begriff des Steuerpräsidenten ist zurückzufüh-
ren auf die frühere Organisation (bis 1985), als die gemeindeweisen Steuerkommissionen unter 
dem Vorsitz ihres Präsidenten die Veranlagungen für die natürlichen Personen vorgenommen 
und über Einsprachen entschieden haben. Der Steuerpräsident war Vorsitzender der Steuer-
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kommissionen im ganzen Veranlagungskreis und wurde vom Regierungsrat gewählt, ebenso 
sein Stellvertreter. Die Steuerkommissionen bestehen nicht mehr, seit 1995 auch nicht mehr als 
Einsprachebehörde. Entsprechend wirkt der Begriff des Steuerpräsidenten veraltet, teils auch 
missverständlich. Tatsächlich ist er der Leiter der Veranlagungsbehörde, einer Verwaltungsabtei-
lung. Es erscheint deshalb sachgerecht und verständlicher, diesen Begriff zu verwenden. § 121 
Abs. 3, der früher die Wahl durch den Regierungsrat vorschrieb und später an die Personalge-
setzgebung angepasst wurde, kann zudem aufgehoben werden. Denn er hat keinen selbständi-
gen Inhalt. 

§ 133 Abs. 1: Siehe § 14 Abs. 2. 

§ 164bis Abs. 1bis: Gemäss Art. 73 Abs. 1 StHG unterliegen kantonal letztinstanzliche Entscheide, 
die eine in diesem Gesetzes geregelte Materie betreffen, nach Massgabe des Bundesgerichtsge-
setzes der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht. Die Be-
schwerdebefugnis steht gemäss Art. 73 Abs. 2 StHG den Steuerpflichtigen, der nach kantonalem 
Recht zuständigen Behörde und der Eidgenössischen Steuerverwaltung zu. Die Befugnis einer 
Gemeinde in Steuersachen, gestützt auf Art. 89 BGG (Bundesgesetz über das Bundesgericht; 
SR 173.110) i.V.m. Art. 73 Abs. 2 StHG Beschwerde an das Bundesgericht zu erheben, setzt 
eine materiellrechtliche Ermächtigung voraus. Diese Ermächtigung fehlt im geltenden Recht, 
weshalb das Bundesgericht einer Solothurner Gemeinde, die das Hauptsteuerdomizil einer na-
türlichen Person gegenüber einer anderen solothurnischen Gemeinde beansprucht hatte und 
vor dem Kantonalen Steuergericht unterlegen war, die Beschwerdelegitimation abgesprochen 
(BGE 136 II 274). In einem solchen Fall ist damit nur die steuerpflichtige Person legitimiert, den 
Entschied des Steuergerichts beim Bundesgericht anzufechten. Das ist wenig befriedigend, 
wenn die Gemeinden ihre fiskalischen Ansprüche nicht höchstinstanzlich überprüfen lassen 
können, obwohl es sich um eine Materie handelt, die der Beurteilung durch das Bundesgericht 
grundsätzlich zugänglich ist. Es erscheint deshalb sachgerecht, die Beschwerdeberechtigung für 
die Einwohnergemeinden im Steuergesetz vorzusehen. Sie ist aber auf Fälle zu beschränken, in 
denen die Gemeinde am Verfahren vor dem Kantonalen Steuergericht teilgenommen hat. Das 
trifft namentlich in Fällen zu, in denen das Steuerdomizil zwischen solothurnischen Gemeinden 
umstritten ist, ausnahmsweise auch, wenn eine Gemeinde die vom Steueramt vorgenommene 
Veranlagung bis vor Steuergericht angefochten hat (vgl. § 149 Abs. 1 und § 160 Abs. 1 StG). 

§ 218 Abs. 1: Seit 2011 wird die Nachlasstaxe nicht nur auf dem reinen Nachlass erhoben, 
sondern auch auf Kapitalleistungen aus Versicherungen, die zufolge Todes fällig werden und 
nicht als Einkommen steuerbar sind (§ 217 Abs. 2 StG). Nach § 218 Abs. 1 StG sind aber weiterhin 
ausschliesslich die Erben abgabepflichtig. Das kann zur problematischen Situation führen, dass 
die Erben einen geringen Nachlass erhalten und die gesamte Nachlasstaxe (auch auf der Versi-
cherungsleistung) entrichten müssen, während die mit einem grossen Betrag aus der Versiche-
rung begünstigte Drittperson steuerfrei bleibt. Um dies zu verhindern, sollen für Versiche-
rungsleistungen deren Empfänger subjektiv steuerpflichtig erklärt werden.  

§ 287: Wer bei Inkrafttreten der Gesetzesrevision nach Aufwand besteuert wird, hat aufgrund 
der bundesrechtlichen Übergangsbestimmungen Anspruch darauf, noch fünf Jahre nach dem 
bisherigen Recht besteuert zu werden. Diese Bestimmung ist auch in das kantonale Recht zu 
übernehmen (siehe auch Ziffer 3.1.4). 

5. Nicht umgesetzte Vorschläge 

In dieser Vorlage werden Begehren zur Revision des Steuergesetzes nicht berücksichtigt, die wir 
an anderer Stelle bereits abgelehnt haben oder bei denen die Voraussetzungen für eine Geset-
zesvorlage noch nicht gegeben sind. Es handelt sich namentlich um die Begehren der nachste-
henden im Kantonsrat hängigen Aufträge: 
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– Auftrag Stephan Baschung (CVP, Gerlafingen): Zwangsvollstreckung bei den Staats- 
und Gemeindesteuern (04.09.2013): Der Auftrag verlangt eine Ergänzung des Steuer-
gesetzes, damit auch provisorische Steuerveranlagungen und Steuervorbezüge betrei-
bungsrechtlich vollstreckt werden können. Wir haben mit RRB Nr. 2014/338 dem Kan-
tonsrat beantragt, den Auftrag nicht erheblich zu erklären. In der Zwischenzeit ist des-
sen Finanzkommission unserem Antrag gefolgt. Im Zeitpunkt der Redaktion dieser Bot-
schaft war das Geschäft im Kantonsrat noch pendent. 

– Auftrag Susanne Schaffner (SP, Olten): Weniger Steuern für Personen mit beschei-
denem Einkommen (29.01.2014): Dieser Auftrag verlangt unter Beibehaltung des heu-
tigen Steuertarifs einen degressiv gestalteten Abzug für alle steuerpflichtigen natürli-
chen Personen mit ungenügendem Reineinkommen. Diese sollen dadurch nicht höher 
als im schweizerischen Durchschnitt besteuert werden. Wir haben mit RRB Nr. 2014/954 
dem Kantonsrat insbesondere aus finanziellen Gründen beantragt, den Auftrag nicht 
erheblich zu erklären. Die Finanzkommission hat die Beratung des Vorstosses auf den 
13. August 2014 traktandiert. 

– Auftrag Markus Knellwolf (glp, Zuchwil): Kantonaler Pendlerabzug auf ein sinnvol-
les Mass begrenzen (26.03.2014): Der Auftrag fordert nach Inkrafttreten der mit FABI 
(Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur) verknüpften Gesetzesänderungen 
auf Bundesebene eine Plafonierung des Pendlerabzuges auf kantonaler Ebene. Wir 
haben zwar die Erheblicherklärung des Auftrags beantragt (RRB Nr. 2014/1367). Aller-
dings läuft für die genannten Gesetzesänderungen auf Bundesebene zurzeit noch die 
Referendumsfrist, so dass der Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ebenfalls ungewiss ist. Eine 
Gesetzesvorlage ist darum verfrüht. 

6. Auswirkungen 

6.1 Personelle Konsequenzen 

Die Vorlage hat keine personellen Auswirkungen; weder wird das Steuerverfahren erheblich 
vereinfacht noch entsteht zusätzlicher administrativer Aufwand, der personelle Massnahmen er-
fordern würde. 

6.2 Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen eines Teils der vorgeschlagenen Neuerungen lassen sich recht 
genau abschätzen, während sie bei anderen mangels verfügbarer Daten kaum ermittelt werden 
können. Im Einzelnen sind die folgenden Aussagen möglich, wobei sich diese immer auf die ein-
fache Staatssteuer beziehen und – ohne anders lautenden Hinweis – auf der Datenbasis des 
Steuerjahres 2012 beruhen: 

Besteuerung nach dem Aufwand (Ziffer 3.1): Unter der Annahme, dass die Zahl der nach 
Aufwand besteuerten Personen unverändert bleibt, kann mit einem zusätzlichen Steuerertrag 
von etwa Fr. 100‘000.— gerechnet werden. Wegen der Übergangsbestimmung (§ 287 E-StG) 
wird dieser Mehrertrag erst 2021 wirksam, ausser neu Zuziehende würden an die Stelle von 
Wegziehenden treten. 

Aus- und Weiterbildungskosten (Ziffer 3.3): Knapp 100 Steuerpflichtige hätten 2012 die Wei-
terbildungskosten, soweit sie Fr. 12‘000.— übersteigen, im Gesamtbetrag von ca. 1 Mio. Franken 
nicht mehr abziehen. Hingegen ist nicht bekannt, in welcher Höhe bisher nicht abziehbare Aus-
bildungskosten neu abgezogen werden können. Ausgehend davon, dass 2012 Weiterbildungs-
kosten von insgesamt 15.8 Mio. Franken zum Abzug zugelassen wurden, schätzen wir die Aus-
bildungskosten auf einen Drittel davon oder auf 5.3 Mio. Franken. Netto ergibt dies zusätzliche 
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Abzüge von 4.3 Mio. Franken, die einen Steuerminderertrag von etwa Fr. 400‘000.— verursa-
chen. 

Lotteriegewinne (Ziffer 3.2): Hier verfügt das Steueramt über keinerlei eigene Zahlen, da Lot-
teriegewinne im Wertschriftenverzeichnis zusammen mit den Vermögenserträgen und ohne ei-
gene Kennzeichnung zu deklarieren sind. Gemäss dem Bericht der Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des Ständerates zur Parlamentarischen Initiative „Vereinfachung bei der Besteue-
rung von Lotteriegewinnen“ vom 24. Juni 2011 (BBl 2011 6517 ff.) haben Swisslos und die Lote-
rie Romande 2010 Spielgewinne von rund 1.8 Mia. Franken ausbezahlt, zum weitaus grössten 
Teil Kleingewinne bis 50 Franken, die bisher schon verrechnungssteuerfrei waren. Die Gewinn-
summe der Gewinne zwischen 50 und 1‘000 Franken hat hingegen nur noch 39 Mio. Franken 
betragen. Bei einem Anteil von 3 % an der gesamten Bevölkerung wird der Kanton Solothurn 
insgesamt höchstens 5 Mio. Franken Lotteriegewinne weniger besteuern können. Der Ertrags-
ausfall wird damit Fr. 500‘000.— nicht übersteigen. 

Nicht verheiratete Eltern (Ziffer 3.4.1): Aufgrund einer Simulationsrechnung wird der Wech-
sel vom Splittingtarif zum Alleinerzieherabzug einen Steuermehrertrag von 2.7 Mio. Franken 
ergeben. Mehr als zwei Drittel davon oder 1.85 Mio. Franken werden jene 2‘500 (von insgesamt 
6‘500) nicht verheirateten Personen mit Kindern beisteuern, deren steuerbares Einkommen 
Fr. 50‘000.— übersteigt (nach Vornahme aller Abzüge). 

Kapitalleistungen aus Vorsorge (Ziffer 3.4.2): Der Mindeststeuersatz von 1 % bzw. 1.5 % er-
höht den Steuerertrag um Fr. 500‘000.—. Was das Zusammenrechnen von Vorsorgekapitalien 
zweier Jahre bewirkt, bestehen dafür keine Datengrundlagen. Wir nehmen an, dass dadurch der 
Ertrag um weitere Fr. 500‘000.— zunimmt, insgesamt also um 1 Mio. Franken. 

Vermögenssteuer (§ 67 Abs. 3 E-StG): Der Verzicht auf die Durchschnittsberechnung ergibt ei-
ne Zunahme der steuerbaren Vermögen um rund 900 Mio. Franken und folglich der Vermögens-
steuer von Fr. 900‘000.—.  

Die übrigen Änderungen haben keine oder keine nennenswerten finanziellen Auswirkungen. 
Zusammengefasst resultiert per Saldo ein jährlicher Mehrertrag von rund 3.7 Mio. Franken (ein-
fache Staatssteuer), der sich wie folgt zusammensetzt: 

Massnahme Auswirkungen in 1‘000 Fr. 

Besteuerung nach dem Aufwand (+ Fr. 100‘000.— ab 2021)   
Aus- und Weiterbildungskosten - 400 
Lotteriegewinne - 500 
Nicht verheiratete Eltern + 2‘700 
Vorsorgetarif, Mindestsatz und Zusammenrechnen + 1‘000 
Vermögenssteuer + 900 

Total + 3‘700 

Die Mehr- und Mindererträge wirken sich erstmals im Steuerjahr 2016, dem Jahr des Inkrafttre-
tens, aus. Die Veränderungen können mit dem Vorbezug nicht berücksichtigt werden, so dass 
sie erst mit der Veranlagung zum Tragen kommen. Im Ergebnis werden sie folglich erst im Rech-
nungsjahr 2017 wirksam. 

6.3 Vollzugsmassnahmen 

Die Gesetzesänderungen erfordern im Wesentlichen in drei Bereichen Vollzugsmassnahmen. 
Erstens sind verschiedene Vollzugsverordnungen an das neue Recht anzupassen, so namentlich 
die Steuerverordnung Nr. 3 (Quellensteuer), wo der Tarif für die Vorsorgeleistungen einzubauen 
ist, die Steuerverordnung Nr. 13 (Berufskosten) betr. Aus- und Weiterbildungskosten sowie die 
Steuerverordnung Nr. 18 (Besteuerung nach dem Aufwand). Weiter werden Anpassungen an 
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der Informatik erforderlich sein. Von Bedeutung sind hier insbesondere die neuen Tarifbestim-
mungen und Abzüge (nicht verheiratete Eltern, Kapitalleistungen aus Vorsorge, Vermögens-
steuer). Die gleichen Änderungen und insbesondere die Neuregelung des Abzuges von Aus- und 
Weiterbildungskosten werden schliesslich die Überarbeitung der Formulare und Wegleitungen 
notwendig machen. 

6.4 Folgen für die Gemeinden 

Die Gemeinden werden von den Mehrerträgen von rund 3.7 Mio. Franken (einfache Staatssteu-
er), die aufgrund dieser Vorlage zu erwarten sind, ebenfalls profitieren können. Bei einem 
durchschnittlichen Gemeindesteuerfuss von aktuell 117 % kann die Gesamtheit der Einwohner-
gemeinden mit Mehrerträgen von etwa 4.3 Mio. Franken rechnen. Im Übrigen sind die Gemein-
den von der Revision nicht betroffen. 

6.5 Wirtschaftlichkeit 

Bei den meisten Änderungen handelt es sich um zwingende Anpassungen an neues Bundes-
recht. Die Frage der Wirtschaftlichkeit stellt sich hier nicht mehr, sondern war vom Bundesge-
setzgeber zu beantworten. Soweit der Kanton über gesetzgeberischen Handlungsspielraum ver-
fügt, werden – um Doppelspurigkeiten zu vermeiden – für das kantonale Recht die gleichen Lö-
sungen wie für die direkte Bundessteuer vorgeschlagen. 

6.6 Nachhaltigkeit 

Die Vorlage hat keine erheblichen ökologischen, ökonomischen oder sozialen Auswirkungen 
auf den Kanton oder einzelne seiner Regionen. Sie ist weitestgehend vom Bundesrecht vorge-
geben und nicht beeinflussbar. Der Nachhaltigkeitscheck ist nicht erforderlich. 

7. Rechtliches 

7.1 Rechtmässigkeit 

Die Vorlage ist verfassungskonform; sie stützt sich auf die Art. 131 – 134 der Verfassung des 
Kantons Solothurn (KV) und entspricht auch den massgebenden Bestimmungen der Bundesver-
fassung (Art. 127 und 129 BV). Ebenso erfüllt sie die Vorgaben des Steuerharmonisierungsgeset-
zes bzw. setzt diese um. 

7.2 Zuständigkeit 

Zuständig für die Revision des Steuergesetzes ist der Kantonsrat (Art. 71 KV). Wenn er die Vor-
lage mit weniger als 2/3 der anwesenden Mitglieder verabschiedet, unterliegt sie dem obligato-
rischen, andernfalls dem fakultativen Referendum (Art. 35 ff. KV). 

7.3 Inkrafttreten 

Hauptgrund für diese Gesetzesvorlage ist die Anpassung an neues Bundesrecht. Dieses tritt auf 
den 1. Januar 2016 in Kraft bzw. verlangt von den Kantonen, ihr Recht auf diesen Zeitpunkt an-
zupassen (vgl. die Ausführungen in Ziffer 1.1). Aus diesem Grund sind die geänderten Bestim-
mungen auf den gleichen Termin in Kraft zu setzen. 
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8. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem Beschlussesentwurf zuzustimmen. 

Im Namen des Regierungsrates 

Peter Gomm 
Landammann 

 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

 

Verteiler KRB 

Finanzdepartement (2) 
Steueramt (20) 
Amt für Finanzen 
Kantonale Finanzkontrolle 
Staatskanzlei (Eng, Stu, Rol) 
Amtsblatt (Referendum) 
Parlamentsdienste 
GS, BGS 



[Geschäftsnummer]

Änderung des Gesetzes über die Staats- 
und Gemeindesteuern

Änderung vom [Datum]

Der Kantonsrat von Solothurn
gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV)
vom 8. Juni 19861)

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates

beschliesst:

I.
Der  Erlass  Gesetz  über  die  Staats-  und  Gemeindesteuern  (Steuergesetz)
vom 1. Dezember 19852) (Stand 1. Januar 2014) wird wie folgt geändert:

§  14 Abs. 2 (geändert), Abs. 3
2 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden
bis zum Beginn des Jahres, in dem sie volljährig werden, dem Inhaber der
elterlichen Sorge zugerechnet. Steht die elterliche Sorge Eltern, die nicht
zusammen veranlagt  werden,  gemeinsam zu,  wird das  Einkommen und
Vermögen der Kinder jenem Elternteil zugerechnet, der den Kinderabzug
nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a beanspruchen kann.
3 Selbständig besteuert werden
b) (geändert) Minderjährige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen.

§  20 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (geän-
dert), Abs. 5 (neu), Abs. 6 (neu), Abs. 7 (neu), Abs. 8 (neu)
1 Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommens- und Ver-
mögenssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie
a) (neu) nicht das Schweizer Bürgerrecht haben,
b) (neu) erstmals  oder  nach  mindestens  zehnjähriger  Unterbrechung

unbeschränkt steuer-pflichtig (§ 8) sind und
c) (neu) in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.
2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müs-
sen beide die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen.
3 Die Einkommenssteuer wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperi-
ode im In- und Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten der steuer-
pflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen bemessen und
nach dem ordentlichen Tarif (§ 44 Absatz 1 und 2) berechnet.
a) Aufgehoben.
b) Aufgehoben.

1) BGS 111.1.
2) BGS 614.11.

1

http://so.clex.ch/data/111.1/de
http://so.clex.ch/data/614.11/de


[Geschäftsnummer]
c) Aufgehoben.
d) Aufgehoben.
e) Aufgehoben.
4 Die massgebenden Lebenshaltungskosten betragen
a) (neu) für  Steuerpflichtige mit  eigenem Haushalt:  das  Siebenfache

des jährlichen Mietzinses oder des Mietwerts nach § 28,
b) (neu) für die übrigen Steuerpflichtigen: das Dreifache des jährlichen

Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufent-
halts nach § 8,

c) (neu) mindestens jedoch 400 000 Franken.
5 Die Vermögenssteuer wird nach einem steuerbaren Vermögen bemessen,
das mindestens dem Zwanzigfachen der Bemessungsgrundlage von Absatz
3 und 4 entspricht. Sie wird nach dem ordentlichen Tarif (§ 72) berechnet.
6 Die Steuer nach dem Aufwand muss mindestens gleich hoch sein wie die
Summe der nach den ordentlichen Tarifen berechneten Einkommens- und
Vermögenssteuern vom gesamten Bruttobetrag
a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von

dessen Einkünften,
b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften,
c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, ein-

schliesslich  der  grundpfändlich gesicherten  Forderungen,  und von
dessen Einkünften,

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnli-
chen Rechte und von deren Einkünften,

e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen
Quellen fliessen,

f) der Einkünfte, für die die steuerpflichtige Person aufgrund eines von
der Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung gänzliche  oder  teilweise  Entlastung von ausländi-
schen Steuern beansprucht.

7 Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlas-
tet, wenn die Schweiz diese Einkünfte allein oder mit anderen Einkünften
zum Satz des Gesamteinkommens besteuert, so wird die Steuer nicht nur
nach den in Absatz 6 bezeichneten Einkünften, sondern auch nach allen
aufgrund des betreffenden Doppelbesteuerungsabkommens der Schweiz
zugewiesenen Einkommensbestandteilen aus dem Quellenstaat bemessen.
8 Der Regierungsrat  erlässt  die  zur Erhebung der Steuer nach dem Auf-
wand erforderlichen Vorschriften.

§  22 Abs. 1bis (neu)
1bis Die  vom Arbeitgeber  getragenen  Kosten  der  berufsorientierten  Aus-
und Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskosten, stellen unabhängig
von deren Höhe keinen anderen geldwerten Vorteil im Sinne von Absatz 1
dar.

§  31 Abs. 1
1 Steuerbar sind auch
e) (geändert) die einzelnen Gewinne von über 1'000 Franken aus Lotte-

rien und ähnlichen Veranstaltungen, ausgenommen die Gewinne in
Spielbanken gemäss § 32 Buchstabe m.

2
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§  32 Abs. 1
1 Steuerfrei sind
m) (geändert) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesge-

setz über  Glücksspiele  und Spielbanken1) erzielten Gewinne sowie
die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1‘000 Franken aus
Lotterien und ähnlichen Veranstaltungen.

§  33 Abs. 1, Abs. 2 (geändert)
1 Als Berufskosten werden abgezogen
c) (geändert) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen

Kosten;§ 41 Absatz 1 Buchstabe p bleibt vorbehalten.
d) Aufgehoben.
2 Für die Berufskosten gemäss Absatz 1 legt der Regierungsrat Pauschalan-
sätze fest; im Falle von Buchstabe c steht dem Steuerpflichtigen der Nach-
weis höherer Kosten offen.

§  34 Abs. 1
1 Selbständig  Erwerbende  können  die  geschäfts-  oder  berufsmässig  be-
gründeten Kosten abziehen, insbesondere
d) (geändert) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Betei-

ligungen nach § 24 Absatz 5 entfallen;
e) (neu) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-

schliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals.

§  41 Abs. 1
1 Von den Einkünften werden abgezogen
n) (geändert) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis  zum Ge-

samtbetrag von 20'000 Franken an politische Parteien, die im Partei-
register  nach Artikel  76a des  Bundesgesetzes  über die politischen
Rechte vom 17. Dezember 19762) eingetragen oder in einem kanto-
nalen Parlament vertreten sind oder in einem Kanton bei den letz-
ten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3 % der Stim-
men erreicht haben;

o) (neu) von  den  einzelnen  Gewinnen aus  Lotterien  oder  ähnlichen
Veranstaltungen (§ 31 Buchstabe e) werden 5 %, jedoch höchstens
5‘000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen;

p) (neu) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich  der  Umschulungskosten,  bis  zum  Gesamtbetrag  von
12‘000 Franken, sofern
1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder
2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Aus-

bildungskosten bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstu-
fe II handelt.

§  43 Abs. 1
1 Vom Reineinkommen werden abgezogen

1) SR 935.52.
2) SR 161.1.

3

http://www.lexfind.ch/link/Bund/161.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.52/de
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a) (geändert) 6'000 Franken für jedes minderjährige oder in beruflicher

Ausbildung stehende Kind, für dessen Unterhalt der Steuerpflichtige
sorgen muss. Der Abzug kann nicht beansprucht werden für Kinder,
für die der Steuerpflichtige Unterhaltsbeiträge nach § 41 Absatz 1
Buchstabe f leistet. Bei getrennt besteuerten Eltern steht der Abzug
dem Elternteil zu, der die elterliche Sorge innehat. Üben sie die el-
terliche Sorge gemeinsam aus und werden keine Unterhaltsbeiträge
nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f für das Kind geltend gemacht, wird
der Abzug hälftig auf die beiden Eltern aufgeteilt. Ist das Kind voll-
jährig, hat derjenige Elternteil Anspruch auf den Abzug, der für den
Unterhalt des Kindes überwiegend aufkommt.

g) Aufgehoben.
h) (neu) 7‘000 Franken für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene

und ledige Steuerpflichtige,  die  mit  eigenen Kindern,  für  die  ein
Abzug nach Buchstabe a gewährt wird, zusammen leben und deren
Unterhalt  zur  Hauptsache  bestreiten;  verwitwete  Steuerpflichtige
können den Abzug im Jahr des Todes des Ehegatten und in den bei-
den darauf folgenden Jahren nicht beanspruchen.

§  44 Abs. 2
2 Für die Bestimmung des Steuersatzes wird das gesamte Einkommen durch
den Divisor 1,9 geteilt
b) Aufgehoben.

§  45 Abs. 1 (geändert)
1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit In-
krafttreten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen
in § 44, die allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 sowie
den Mindestbetrag in § 20 Absatz 4 dem Stand des Landesindexes der Kon-
sumentenpreise an.

§  47 Abs. 2 (geändert)
b) Kapitalleistungen und Kapitalzahlungen (Sachüberschrift geändert)
2 Mehrere Einkünfte nach Absatz 1 im gleichen und darauf folgenden Jahr
werden  zusammengerechnet.  Sie  unterliegen  zusammen  einer  vollen
Jahressteuer. Ist eine Veranlagung für Einkünfte nach Absatz 1 des glei-
chen Jahres  oder  des  Vorjahres  bereits  rechtskräftig,  wird sie durch die
neue Veranlagung aller Einkünfte ersetzt. Die Steuer beträgt ein Viertel
der nach § 44 berechneten Steuer, mindestens jedoch 1 % der steuerbaren
Einkünfte für die in § 44 Absatz 2 genannten Steuerpflichtigen und 1.5 %
für die übrigen Steuerpflichtigen.

§  67 Abs. 3 (aufgehoben)
3 Aufgehoben.

§  71 Abs. 2 (geändert)
2 Für  Steuerpflichtige  mit  ungenügendem  Reineinkommen  und  einem
Reinvermögen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegat-
ten zum Bezug einer Rente der eidgenössischen Alters- und Hinterlasse-
nen- oder Invalidenversicherung berechtigt sind, werden die Sozialabzüge
verdoppelt.

4
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§  92 Abs. 1
1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch
e) (geändert) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen

an politische Parteien, die sich im Kanton an den letzten eidgenössi-
schen oder kantonalen Wahlen beteiligt haben, soweit diese Zuwen-
dungen insgesamt 15’000 Franken nicht übersteigen;

f) (neu) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals.

§  96 Abs. 3 (neu)
3 Verluste aus dem gewinnsteuerfreien Bereich können nicht mit Gewinnen
der steuerbaren Sparten verrechnet werden. Ebenso ist die Verrechnung
ausgeschlossen, wenn eine bisher von der Gewinnsteuerpflicht befreite ju-
ristische Person für ihre Gewinne neu ordentlich besteuert wird.

§  115quinquies Abs. 2 (geändert)
2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte;
bei Kapitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest.
Er berücksichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  115sexies Abs. 2 (geändert)
2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte;
bei Kapitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest.
Er berücksichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  121 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (aufgehoben)
2 Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde, der ein
Leiter vorsteht.
3 Aufgehoben.

§  124 Abs. 2 (geändert)
2 Der  Staatssteuerregisterführer  bereitet  nach  Weisung  des  Kantonalen
Steueramtes  und des Leiters  der  Veranlagungsbehörde die  Veranlagung
vor.

§  133 Abs. 1 (geändert)
1 Kinder werden im Steuerverfahren durch den Inhaber der elterlichen Sor-
ge vertreten, soweit sie nicht selbständig steuerpflichtig sind. Der Vormund
vertritt das bevormundete Kind.

§  164bis Abs. 1bis (neu)
1bis Die Einwohnergemeinden sind zur Beschwerde berechtigt, wenn sie am
Verfahren vor dem Kantonalen Steuergericht teilgenommen haben.

§  218 Abs. 1 (geändert)
1 Abgabepflichtig sind die Erben, im Fall von § 217 Absatz 2 die Empfänger.

Titel nach § 286 (neu)
10. Übergangsbestimmung zur Teilrevision 2016

5
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§  287 (neu)
Besteuerung nach dem Aufwand
1 Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens  der Ände-
rung von § 20 nach dem Aufwand besteuert wurden, gilt während fünf
Jahren weiterhin § 20 des bisherigen Rechts.

II.
Keine Fremdänderungen.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Die Änderungen treten am 1. Januar 2016 in Kraft.

[Ort], [Datum] Im Namen des Kantonsrates
 
Peter Brotschi
Kantonsratspräsident
Fritz Brechbühl
Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.
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Synopse

Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Änderung des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Der Kantonsrat von Solothurn

gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 19861)

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2014) wird wie folgt geändert:

§  14
III. Besondere Verhältnisse bei der Einkommens- und Vermögenssteuer
1. Ehegatten; Kinder unter elterlicher Sorge

1 Einkommen und Vermögen von Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich un-
getrennter Ehe leben, werden ohne Rücksicht auf den Güterstand zusammenge-
rechnet.

1bis Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, hat jedoch der
eine Ehegatte seinen Wohnsitz in einem anderen Kanton oder im Ausland, wird 
für die Bestimmung des Steuersatzes auf das gesamte Einkommen und Vermö-
gen beider Ehegatten abgestellt. Im übrigen wird der Umfang der Steuerpflicht 
unter Vorbehalt der Doppelbesteuerungsabkommen nach den Grundsätzen über 
das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung abgegrenzt.

1) BGS 111.1.

http://so.clex.ch/data/111.1/de
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2 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum 
Beginn des Jahres, in dem sie mündig werden, dem Inhaber der elterlichen Sor-
ge zugerechnet. Steht die elterliche Sorge Eltern, die nicht zusammen veranlagt 
werden, gemeinsam zu, wird das Einkommen und Vermögen der Kinder jenem 
Elternteil zugerechnet, der den Kinderabzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a be-
anspruchen kann.

2 Einkommen und Vermögen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum 
Beginn des Jahres, in dem sie volljährig werden, dem Inhaber der elterlichen 
Sorge zugerechnet. Steht die elterliche Sorge Eltern, die nicht zusammen veran-
lagt werden, gemeinsam zu, wird das Einkommen und Vermögen der Kinder je-
nem Elternteil zugerechnet, der den Kinderabzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe 
a beanspruchen kann.

3 Selbständig besteuert werden

a) Kinder für Erwerbs- und Ersatzeinkommen sowie für Grundstückgewinne;

b) Unmündige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen. b) Minderjährige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen.

§  20
7. Besteuerung nach dem Aufwand

1 Natürliche Personen, die erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Landes-
abwesenheit im Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nehmen und 
in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben, haben das Recht, bis zum Ende 
der laufenden Steuerperiode anstelle der Einkommens- und Vermögenssteuer 
eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten.

1 Natürliche Personen haben das Recht, anstelle der Einkommens- und Vermö-
genssteuer eine Steuer nach dem Aufwand zu entrichten, wenn sie

a) nicht das Schweizer Bürgerrecht haben,

b) erstmals oder nach mindestens zehnjähriger Unterbrechung unbeschränkt 
steuer-pflichtig (§ 8) sind und

c) in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben.

2 Sind diese Personen nicht Schweizer Bürger, so steht ihnen das Recht auf Ent-
richtung der Steuer nach dem Aufwand auch weiterhin zu.

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, müssen bei-
de die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen.

3 Die Steuer wird nach dem Aufwand des Steuerpflichtigen und seiner Familie be-
messen und nach dem ordentlichen Steuertarif berechnet. Sie muss aber min-
destens gleich hoch angesetzt werden wie die nach dem ordentlichen Tarif be-
rechneten Steuern vom schweizerischen Vermögen und vom gesamten Bruttobe-
trag

3 Die Einkommenssteuer wird nach den jährlichen, in der Bemessungsperiode im 
In- und Ausland entstandenen Lebenshaltungskosten der steuerpflichtigen Per-
son und der von ihr unterhaltenen Personen bemessen und nach dem ordentli-
chen Tarif (§ 44 Absatz 1 und 2) berechnet.

a) der Einkünfte aus dem in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögen; a) Aufgehoben.
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b) der Einkünfte aus dem in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermö-
gen mit Einschluss der grundpfändlich gesicherten Forderungen sowie aus der 
in der Schweiz gelegenen Fahrnis;

b) Aufgehoben.

c) der Einkünfte aus den in der Schweiz verwerteten Urheberrechten, Patenten 
und ähnlichen Rechten;

c) Aufgehoben.

d) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 
fliessen;

d) Aufgehoben.

e) der Einkünfte, für die der Steuerpflichtige aufgrund eines von der Schweiz ab-
geschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung gänzlich 
oder teilweise von ausländischen Steuern entlastet wird.

e) Aufgehoben.

4 Der Regierungsrat erlässt die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand er-
forderlichen Vorschriften. Er kann eine von Absatz 3 abweichende Steuerbemes-
sung und Steuerberechnung vorsehen, wenn dies erforderlich ist, um den in den 
Absätzen 1 und 2 erwähnten Steuerpflichtigen die Entlastung von den Steuern 
eines ausländischen Staates zu ermöglichen, mit dem die Schweiz ein Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung abgeschlossen hat.

4 Die massgebenden Lebenshaltungskosten betragen

a) für Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt: das Siebenfache des jährlichen 
Mietzinses oder des Mietwerts nach § 28,

b) für die übrigen Steuerpflichtigen: das Dreifache des jährlichen Pensionspreises
für Unterkunft und Verpflegung am Ort des Aufenthalts nach § 8,

c) mindestens jedoch 400 000 Franken.

5 Die Vermögenssteuer wird nach einem steuerbaren Vermögen bemessen, das 
mindestens dem Zwanzigfachen der Bemessungsgrundlage von Absatz 3 und 4 
entspricht. Sie wird nach dem ordentlichen Tarif (§ 72) berechnet.

6 Die Steuer nach dem Aufwand muss mindestens gleich hoch sein wie die Sum-
me der nach den ordentlichen Tarifen berechneten Einkommens- und Vermö-
genssteuern vom gesamten Bruttobetrag
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a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermögens und von dessen Ein-
künften,

b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften,

c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermögens, einschliesslich 
der grundpfändlich gesicherten Forderungen, und von dessen Einkünften,

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ähnlichen Rechte 
und von deren Einkünften,

e) der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen 
fliessen,

f) der Einkünfte, für die die steuerpflichtige Person aufgrund eines von der 
Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung gänzliche oder teilweise Entlastung von ausländischen Steuern bean-
sprucht.

7 Werden Einkünfte aus einem Staat nur dann von dessen Steuern entlastet, 
wenn die Schweiz diese Einkünfte allein oder mit anderen Einkünften zum Satz 
des Gesamteinkommens besteuert, so wird die Steuer nicht nur nach den in Ab-
satz 6 bezeichneten Einkünften, sondern auch nach allen aufgrund des betreffen-
den Doppelbesteuerungsabkommens der Schweiz zugewiesenen Einkommens-
bestandteilen aus dem Quellenstaat bemessen.

8 Der Regierungsrat erlässt die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand er-
forderlichen Vorschriften.

§  22
2. Unselbständige Erwerbstätigkeit
a) Grundsatz

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für 
Sonderleistungen, Tag- und Sitzungsgelder, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- 
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vor-
teile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile, soweit sie nicht 
Auslagenersatz darstellen.
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1bis Die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsorientierten Aus- und Wei-
terbildung, einschliesslich Umschulungskosten, stellen unabhängig von deren 
Höhe keinen anderen geldwerten Vorteil im Sinne von Absatz 1 dar.

2 …

3 Kapitalabfindungen bei Beendigung eines Dienstverhältnisses werden nach § 
46 besteuert.

§  31
8. Übrige Einkünfte

1 Steuerbar sind auch

a) alle sonstigen Einkünfte, die an die Stelle der Einkünfte aus Erwerbstätigkeit 
treten, mit Einschluss der Leistungen aus der Erwerbsersatzordnung;

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für bleibende körper-
liche oder gesundheitliche Nachteile;

c) Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit;

d) Entschädigungen für die Nichtausübung eines Rechts;

e) Einkünfte aus Lotterien und ähnlichen Veranstaltungen, ausgenommen die 
Gewinne in Spielbanken gemäss § 32 Buchstabe m.

e) die einzelnen Gewinne von über 1'000 Franken aus Lotterien und ähnlichen 
Veranstaltungen, ausgenommen die Gewinne in Spielbanken gemäss § 32 
Buchstabe m.

f) Unterhaltsbeiträge, die ein Steuerpflichtiger bei Scheidung oder Trennung sei-
ner Ehe unter den Voraussetzungen von § 14 Absatz 1 für sich erhält, sowie 
Unterhaltsbeiträge, die ein Elternteil für die unter seiner elterlichen Sorge ste-
henden Kinder erhält.

§  32
II. Steuerfreie Einkünfte

1 Steuerfrei sind
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a) Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtli-
cher Auseinandersetzung;

b) Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 26 Absatz 1 Buchstabe a bleibt vorbehal-
ten;

c) Kapitalleistungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtun-
gen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, soweit sie der Empfänger in 
der Regel innert Jahresfrist zum Einkauf in eine steuerbefreite Einrichtung der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspoli-
ce verwendet;

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, insbesondere Stipendi-
en zu Studien- oder Ausbildungszwecken;

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen und Ersatzleistun-
gen hiefür, ausgenommen die Unterhaltsbeiträge gemäss § 31 Buchstabe f;

f) der Sold für Militär- und Schutzdienst, das Taschengeld für Zivildienst sowie der
Sold der Milizfeuerwehrleute bis zu 10'000 Franken jährlich für Dienstleistungen
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie 
Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr und Elementarschadenbewälti-
gung; steuerbar sind jedoch Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszula-
gen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

g) Genugtuungsleistungen;

h) der Erlös aus Bezugsrechten, sofern die Vermögensrechte zum Privatvermö-
gen gehören;

i) Einkünfte, die aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung anfallen;

k) Zahlungen für die Deckung von Heilungskosten;
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l) Zahlungen für Sachschäden im beweglichen Privatvermögen;

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken1) erzielten Gewinne.

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken2) erzielten Gewinne sowie die einzelnen Gewinne bis zu ei-
nem Betrag von 1‘000 Franken aus Lotterien und ähnlichen Veranstaltungen.

§  33
III. Ermittlung des Reineinkommens
1. Bei unselbständiger Erwerbstätigkeit

1 Als Berufskosten werden abgezogen

a) die notwendigen Kosten für Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstätte;

b) die notwendigen Mehrkosten für Verpflegung ausserhalb der Wohnstätte und 
bei Schichtarbeit;

c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten; c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten;§ 41 Absatz 1 
Buchstabe p bleibt vorbehalten.

d) die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und Umschulungs-
kosten, nicht jedoch Ausbildungskosten.

d) Aufgehoben.

2 Für die Berufskosten gemäss Absatz 1 Buchstaben a - c legt der Regierungsrat 
Pauschalansätze fest; im Falle von Absatz 1 Buchstaben a und c steht dem Steu-
erpflichtigen der Nachweis höherer Kosten offen.

2 Für die Berufskosten gemäss Absatz 1 legt der Regierungsrat Pauschalansätze 
fest; im Falle von Buchstabe c steht dem Steuerpflichtigen der Nachweis höherer
Kosten offen.

§  34
2. Bei selbständiger Erwerbstätigkeit
a) Im allgemeinen

1 Selbständig Erwerbende können die geschäfts- oder berufsmässig begründeten
Kosten abziehen, insbesondere

a) die Abschreibungen, Rückstellungen und Rücklagen nach § 35;

b) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen;

1) SR 935.52.
2) SR 935.52.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.52/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.52/de
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c) die Zuwendungen an steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge zu-
gunsten des eigenen Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausge-
schlossen ist.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen;

e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schwei-
zerischen Strafrechts an schweizerische oder ausländische Amtsträger.

§  41
5. Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen

a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 26 bis 27 steuerbaren 
Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die
Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Kapital 
massgeblich beteiligten oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen;

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten;

c) 1000 Franken vom niedrigeren Erwerbseinkommen bei in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide Ehegatten unab-
hängig voneinander ein Erwerbseinkommen erzielen; ein gleicher Abzug ist zu-
lässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 6'000 Franken je 
Kind;
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e) …

f) die laufenden Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen oder den unter den Vor-
aussetzungen von § 14 Absatz 1 getrennten Ehegatten sowie die Unterhaltsbei-
träge an den andern Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehenden 
Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Unter-
halts- oder Unterstützungspflichten;

g) die gesetzlichen Beiträge an die eidgenössische Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, obligatorische Un-
fallversicherung und Erwerbsersatzordnung;

h) die von Arbeitnehmern und Selbständigerwerbenden nach Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von An-
sprüchen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach Massgabe des Bun-
desrechts; der Regierungsrat erlässt, soweit erforderlich, ergänzende Bestim-
mungen, insbesondere über den Einkauf von Beitragsjahren;

i) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge im Sinne und im Umfang 
von Artikel 82 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 19821);

k) die nachgewiesenen Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und 
der von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt und diese 5% des Reineinkommens übersteigen;

l) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten, wenn sie 
im Jahr insgesamt 100 Franken erreichen, höchstens jedoch 20 % der um die 
Aufwendungen (§§ 33-41) verminderten Einkünfte,

1. an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Ab-
satz 1 Buchstabe i), sowie

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1 Buchstaben 
a-c);

1) SR 831.40.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
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m) die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm un-
terhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 19761) 
eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in einem 
Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3 % der
Stimmen erreicht haben.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 19762) 
eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in einem 
Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 3 % der
Stimmen erreicht haben;

o) von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder ähnlichen Veranstaltungen (§ 
31 Buchstabe e) werden 5 %, jedoch höchstens 5‘000 Franken, als Einsatzkos-
ten abgezogen;

p) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12‘000 Franken, sofern

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

2 Abziehbar sind ferner die Einlagen, Prämien und Beiträge für Lebensversiche-
rungen, Kranken- und Unfallversicherung, die nicht unter Absatz 1 Buchstabe g 
fallen,

a) bis zu 5'000 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

b) bis zu 2'500 Franken für alle andern Steuerpflichtigen;

c) zusätzlich bis zu 650 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

1) SR 161.1.
2) SR 161.1.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/161.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/161.1/de
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Diesen Leistungen sind Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der 
von ihm in der Steuerpflicht vertretenen Personen gleichgestellt.

3 Für Steuerpflichtige, die keine Einlagen, Prämien oder Beiträge im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe h oder i leisten, erhöhen sich die Abzüge nach Absatz 2 um 
die Hälfte.

4 Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere

a) die Aufwendungen für den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie, 
unter Einschluss der Wohnungsmiete;

b) der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privataufwand;

c) die Ausgaben für Bussen in Disziplinar-, Steuer- und Strafverfahren sowie die 
Kosten solcher Verfahren;

d) die Aufwendungen für Schuldentilgung;

e) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Vermögensgegenständen;

f) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vermögenssteuern von Bund, Kantonen
und Gemeinden und gleichartige ausländische Steuern;

g) Kapitalverluste auf Privatvermögen.

§  43
IV. Sozialabzüge

1 Vom Reineinkommen werden abgezogen
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a) 6'000 Franken für jedes minderjährige oder in beruflicher Ausbildung stehende 
Kind, für dessen Unterhalt der Steuerpflichtige sorgen muss. Der Abzug kann 
nicht beansprucht werden für Kinder, für die der Steuerpflichtige Unterhaltsbei-
träge nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f leistet. Bei getrennt besteuerten Eltern 
steht der Abzug dem Elternteil zu, der die elterliche Sorge innehat. Üben sie die
elterliche Sorge gemeinsam aus und werden keine Unterhaltsbeiträge nach 
§ 41 Absatz 1 Buchstabe f für das Kind geltend gemacht, wird der Abzug hälftig 
auf die beiden Eltern aufgeteilt. Ist das Kind mündig, hat derjenige Elternteil An-
spruch auf den Abzug, der für den Unterhalt des Kindes überwiegend auf-
kommt.

a) 6'000 Franken für jedes minderjährige oder in beruflicher Ausbildung stehende 
Kind, für dessen Unterhalt der Steuerpflichtige sorgen muss. Der Abzug kann 
nicht beansprucht werden für Kinder, für die der Steuerpflichtige Unterhaltsbei-
träge nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f leistet. Bei getrennt besteuerten Eltern 
steht der Abzug dem Elternteil zu, der die elterliche Sorge innehat. Üben sie die
elterliche Sorge gemeinsam aus und werden keine Unterhaltsbeiträge nach 
§ 41 Absatz 1 Buchstabe f für das Kind geltend gemacht, wird der Abzug hälftig 
auf die beiden Eltern aufgeteilt. Ist das Kind volljährig, hat derjenige Elternteil 
Anspruch auf den Abzug, der für den Unterhalt des Kindes überwiegend auf-
kommt.

b) …

c) …

d) 2'000 Franken für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige und 
unterstützungsbedürftige Person, an deren Unterhalt der Steuerpflichtige min-
destens in der Höhe des Abzuges beiträgt. Der Abzug kann nicht beansprucht 
werden für den Ehegatten und für Kinder, für die ein Abzug nach Buchstabe a 
oder nach § 41 Absatz 1 Buchstabe f gewährt wird, sowie für Personen mit 
Wohnsitz im Ausland, für die keine Unterstützungspflicht im Sinne von Artikel 
328 ZGB1) besteht.

e) 4'200 Franken für jede dauernd pflegebedürftige Person, die im Haushalt des 
Steuerpflichtigen lebt. Der Abzug kann nicht beansprucht werden für den Steu-
erpflichtigen, seinen Ehegatten oder seine Kinder.

f) Bis 5'000 Franken für jede selbständig steuerpflichtige Person mit ungenügen-
dem Reineinkommen, die selbst oder deren Ehegatte zum Bezug einer Rente 
der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenen- oder Invalidenversicherung 
berechtigt ist.

g) 4'200 Franken für Werkstudenten. g) Aufgehoben.

1) SR 210.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/210/de
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h) 7‘000 Franken für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steu-
erpflichtige, die mit eigenen Kindern, für die ein Abzug nach Buchstabe a 
gewährt wird, zusammen leben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten;
verwitwete Steuerpflichtige können den Abzug im Jahr des Todes des Ehegat-
ten und in den beiden darauf folgenden Jahren nicht beanspruchen.

2 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt. Besteht die Steuerpflicht nur während eines 
Teils der Steuerperiode, werden die Sozialabzüge anteil-mässig gewährt; für die 
Bestimmung des Steuersatzes werden sie voll angerechnet.

3 Bei teilweiser Steuerpflicht werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt.

§  44
V. Steuerberechnung
1. Steuersätze

1 Die Einkommenssteuer für ein Jahr beträgt

Tabelle

Für Einkommen ab 310‘000 Franken beträgt die Steuer 10,50% des gesamten 
Einkommens.

2 Für die Bestimmung des Steuersatzes wird das gesamte Einkommen durch den
Divisor 1,9 geteilt

a) für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige,

b) für verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die 
mit Kindern, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a gewährt wird, 
oder mit unterstützungsbedürftigen Personen zusammen leben und deren Un-
terhalt zur Hauptsache bestreiten,

b) Aufgehoben.

c) für verwitwete Steuerpflichtige im Jahr des Todes des Ehegatten und in den 
beiden darauf folgenden Jahren.

3 …
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4 Die Steuersätze gemäss Absatz 1 und 2 werden aufgrund der Verhältnisse am 
Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgelegt.

§  45
2. Teuerung und kalte Progression

1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen in § 44, die 
allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 dem Stand des 
Landesindexes der Konsumentenpreise an.

1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen in § 44, die 
allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 sowie den Mindestbe-
trag in § 20 Absatz 4 dem Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise an.

2 Massgebend ist der Indexstand ein Jahr vor Beginn der Steuerperiode, erstmals
am 31. Dezember 2008; die Anpassung erfolgt frühestens auf die Steuerperiode 
2010.

§  47
b) Kapitalleistungen, Kapitalzahlungen und Liquidationsgewinne mit Vorsorgecharakter

§  47
b) Kapitalleistungen und Kapitalzahlungen

1 Von den übrigen Einkünften werden ausgeschieden und gesondert besteuert

a) Kapitalleistungen nach § 30;

b) Kapitalzahlungen, die bei Tod oder für bleibende körperliche oder gesundheitli-
che Nachteile ausgerichtet werden;

c) …

2 Mehrere Einkünfte nach Absatz 1 werden zusammengerechnet. Sie unterliegen 
zusammen einer vollen Jahressteuer. Ist eine Veranlagung für Einkünfte nach 
Absatz 1 des gleichen Jahres bereits rechtskräftig, wird sie durch die neue Ver-
anlagung aller Einkünfte ersetzt. Die Steuer beträgt ein Viertel der nach § 44 be-
rechneten Steuer.

2 Mehrere Einkünfte nach Absatz 1 im gleichen und darauf folgenden Jahr wer-
den zusammengerechnet. Sie unterliegen zusammen einer vollen Jahressteuer. 
Ist eine Veranlagung für Einkünfte nach Absatz 1 des gleichen Jahres oder des 
Vorjahres bereits rechtskräftig, wird sie durch die neue Veranlagung aller Ein-
künfte ersetzt. Die Steuer beträgt ein Viertel der nach § 44 berechneten Steuer, 
mindestens jedoch 1 % der steuerbaren Einkünfte für die in § 44 Absatz 2 ge-
nannten Steuerpflichtigen und 1.5 % für die übrigen Steuerpflichtigen.

3 Die Sozialabzüge nach § 43 werden nicht gewährt.
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4 Die Steuer wird nach Massgabe des Gesamtsteuerfusses des Staates, der Ein-
wohner- und der Kirchgemeinde berechnet und zwischen dem Staat und diesen 
Gemeinden entsprechend aufgeteilt.

5 …

§  67
4. Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte im Privatvermögen

1 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte mit Kurswert gilt dieser 
als Verkehrswert.

2 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte ohne Kurswert ist der 
Verkehrswert zu schätzen, wobei für Beteiligungsrechte der Ertrags- und Sub-
stanzwert des Unternehmens angemessen zu berücksichtigen sind.

2bis Bei Mitarbeiterbeteiligungen, die im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen be-
steuert werden, wird einer Sperrfrist mit einem angemessenen Einschlag vom 
Verkehrswert Rechnung getragen.

2ter Gesperrte oder nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitar-
beiterbeteiligungen unterliegen nicht der Vermögenssteuer, sind jedoch ab Zutei-
lung im Wertschriftenverzeichnis aufzuführen.

3 Ist die Summe der Erträge aus Wertpapieren, Forderungs- und Beteiligungs-
rechten in der Steuerperiode, kapitalisiert zu dem am Ende der Steuerperiode 
geltenden durchschnittlichen Zinssatz für Spareinlagen, niedriger als der Ver-
kehrswert, so gilt das Mittel beider Werte als Vermögenssteuerwert.

3 Aufgehoben.

4 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist die 
Wertdifferenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und ih-
rem direktem Grundbesitz steuerbar.

§  71
IV. Steuerberechnung
1. Sozialabzüge

1 Für die Steuerberechnung werden vom Reinvermögen abgezogen
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a) 100’000 Franken für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige sowie für 
verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die al-
lein mit Kindern zusammenleben, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buch-
stabe a gewährt wird;

b) 60'000 Franken für die andern Steuerpflichtigen;

c) 20'000 Franken für jedes Kind und jede erwerbsunfähige oder beschränkt er-
werbsfähige Person, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a oder d 
gewährt wird, die Hälfte, wenn der Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a auf 
die Eltern aufgeteilt wird.

2 Für Steuerpflichtige mit ungenügendem Reineinkommen und einem Reinvermö-
gen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegatten erwerbsunfä-
hig oder beschränkt erwerbsfähig sind, werden die Sozialabzüge verdoppelt.

2 Für Steuerpflichtige mit ungenügendem Reineinkommen und einem Reinvermö-
gen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegatten zum Bezug 
einer Rente der eidgenössischen Alters- und Hinterlassenen- oder Invalidenversi-
cherung berechtigt sind, werden die Sozialabzüge verdoppelt.

3 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt.

4 Bei teilweiser Steuerpflicht werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt.

§  92
2. Geschäftsmässig begründeter Aufwand; Ersatzbeschaffungen

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch

a) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern, nicht aber Steuerbussen;

b) die Abschreibungen, Rückstellungen, Verluste, Zuwendungen und Rücklagen 
im Sinne von §§ 34 und 35;

c) a)Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Ent-
gelt für Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicher-
ten bestimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;
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d) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buch-
stabe i) sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten (§ 90 Absatz 1
Buchstaben a-c), soweit die Leistungen insgesamt 20% des Reingewinns nicht 
übersteigen;

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen.

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

2 Für Ersatzbeschaffungen gilt § 36. Beim Ersatz von Beteiligungen können die 
stillen Reserven auf eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräus-
serte Beteiligung mindestens 10 % des Grund- oder Stammkapitals oder mindes-
tens 10 % des Gewinns und der Reserven der anderen Gesellschaft ausmacht 
und diese Beteiligung während mindestens eines Jahres im Besitze der Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft war.

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
oder ausländische Amtsträger.

§  96
6. Abzug von Verlusten

1 Verluste aus den sieben der Steuerperiode vorangegangenen Geschäftsjahren 
können abgezogen werden, soweit sie bei der Berechnung des steuerbaren 
Reingewinnes dieser Jahre nicht berücksichtigt werden konnten.

2 Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer Sanierung, 
die nicht Kapitaleinlagen nach § 93 Absatz 1 Buchstabe a sind, können auch Ver-
luste verrechnet werden, die in früheren Geschäftsjahren entstanden und noch 
nicht mit Gewinn verrechnet worden sind.
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3 Verluste aus dem gewinnsteuerfreien Bereich können nicht mit Gewinnen der 
steuerbaren Sparten verrechnet werden. Ebenso ist die Verrechnung ausge-
schlossen, wenn eine bisher von der Gewinnsteuerpflicht befreite juristische Per-
son für ihre Gewinne neu ordentlich besteuert wird.

§  115quinquies

V. Rentner aus öffentlich-rechtlichem Arbeitsverhältnis

1 Im Ausland wohnhafte Empfänger von Pensionen, Ruhegehältern oder anderen
Vergütungen, die sie aufgrund eines früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsver-
hältnisses von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz oder 
Betriebsstätte im Kanton erhalten, sind für diese Leistungen steuerpflichtig.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen wird sie nach § 47 Absatz 2 berechnet.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest. Er berück-
sichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  115sexies

VI. Empfänger von privatrechtlichen Vorsorgeleistungen

1 Im Ausland wohnhafte Empfänger von Leistungen aus privatrechtlichen Einrich-
tungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen 
Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton sind hierfür steuerpflichtig.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen wird sie nach § 47 Absatz 2 berechnet.

2 Die Steuer auf periodischen Leistungen beträgt 5% der Bruttoeinkünfte; bei Ka-
pitalleistungen legt der Regierungsrat einen einheitlichen Tarif fest. Er berück-
sichtigt dabei § 47 Absatz 2 und die direkte Bundessteuer.

§  121
2. Organisation
a) Veranlagung der natürlichen Personen
aa) Veranlagungsbehörde

1 Für die Veranlagung der natürlichen Personen wird der Kanton in Veranla-
gungskreise eingeteilt, deren Anzahl und Umfang vom Regierungsrat bestimmt 
werden.

2 Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde unter der Lei-
tung des Steuerpräsidenten.

2 Für jeden Veranlagungskreis besteht eine Veranlagungsbehörde, der ein Leiter 
vorsteht.
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3 Die Anstellung der Steuerpräsidenten und der Stellvertreter richtet sich nach der
Gesetzgebung über das Staatspersonal.

3 Aufgehoben.

4 Die Veranlagungsbehörde veranlagt die Steuern der natürlichen Personen. Den
im Gemeindesteuerreglement bezeichneten Behörden der beteiligten Einwohner-
gemeinden ist auf Begehren Akteneinsicht zu gewähren.

§  124
IV. Hilfsorgan

1 Jede Einwohnergemeinde bestellt einen Staatssteuerregisterführer.

2 Der Staatssteuerregisterführer bereitet nach Weisung des Kantonalen Steuer-
amtes und des Steuerpräsidenten die Veranlagung vor.

2 Der Staatssteuerregisterführer bereitet nach Weisung des Kantonalen Steuer-
amtes und des Leiters der Veranlagungsbehörde die Veranlagung vor.

3 Der Staatssteuerregisterführer kann der Veranlagungsbehörde Einschätzungs-
vorschläge unterbreiten.

§  133
III. Vertretung

1 Kinder werden im Steuerverfahren durch den Inhaber der elterlichen Sorge ver-
treten, soweit sie nicht selbständig steuerpflichtig sind. Der Vormund vertritt das 
Mündel.

1 Kinder werden im Steuerverfahren durch den Inhaber der elterlichen Sorge ver-
treten, soweit sie nicht selbständig steuerpflichtig sind. Der Vormund vertritt das 
bevormundete Kind.

2 Der Steuerpflichtige kann sich vor den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden vertreten lassen, soweit seine persönliche Mitwirkung nicht not-
wendig ist.

3 Als Vertreter wird zugelassen, wer handlungsfähig ist. Das Vertretungsverhält-
nis ist durch schriftliche Vollmacht auszuweisen. Der zur Berufsausübung zuge-
lassene Anwalt und der gesetzliche Vertreter bedürfen keines Ausweises; die Be-
hörde ist berechtigt, eine schriftliche Vollmacht zu verlangen.

4 Die Steuerbehörden können von einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder Sitz
im Ausland verlangen, dass er einen Vertreter in der Schweiz bezeichnet.

§  164bis

VI. Beschwerde an das Bundesgericht
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1 Gegen Entscheide des Kantonalen Steuergerichtes können der Steuerpflichti-
ge, das Kantonale Steueramt und die Eidgenössische Steuerverwaltung beim 
Bundesgericht Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten erheben.

1bis Die Einwohnergemeinden sind zur Beschwerde berechtigt, wenn sie am Ver-
fahren vor dem Kantonalen Steuergericht teilgenommen haben.

2 Im Verfahren betreffend Quellensteuer steht das Beschwerderecht auch dem 
Schuldner der steuerbaren Leistung zu.

3 Im Übrigen gilt für das Beschwerdeverfahren das Bundesrecht.

§  218
II. Abgabepflicht

1 Abgabepflichtig sind die Erben. 1 Abgabepflichtig sind die Erben, im Fall von § 217 Absatz 2 die Empfänger.

2 Die Abgabepflicht besteht, wenn

a) der Erblasser seinen letzten Wohnsitz im Kanton hatte oder der Erbgang im 
Kanton eröffnet wurde;

b) solothurnische Grundstücke oder Rechte an solchen zum Rücklass gehören.

3 Im internationalen Verhältnis besteht die Abgabepflicht auch, wenn im Kanton 
gelegenes bewegliches Vermögen zum Rücklass gehört.

4 Der Abgabeanspruch entsteht im Zeitpunkt, in dem der Erbgang eröffnet wird.

10. Übergangsbestimmung zur Teilrevision 2016

§  287
Besteuerung nach dem Aufwand

1 Für natürliche Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung von §
20 nach dem Aufwand besteuert wurden, gilt während fünf Jahren weiterhin § 20 
des bisherigen Rechts.

II.
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Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Änderungen treten am 1. Januar 2016 in Kraft.

[Ort]

Im Namen des Kantonsrates
 
Peter Brotschi
Kantonsratspräsident
Fritz Brechbühl
Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.



Anhang 1

Belastungsvergleich Ehepaar / unverheiratetes Paar ohne Kinder

Geltendes Recht

Alleinverdiener

Nettolohn
nicht verheirate 

Alleinverdiener

Alleinverdiener-

Ehepaar in Fr.  in %

40'000         1'495                    543                       -952                     -63.7%
50'000         2'423                    1'210                    -1'213                  -50.1%
60'000         3'380                    1'944                    -1'436                  -42.5%
70'000         4'370                    2'755                    -1'615                  -37.0%
80'000         5'346                    3'629                    -1'717                  -32.1%
90'000         6'364                    4'550                    -1'814                  -28.5%

100'000       7'383                    5'472                    -1'911                  -25.9%
150'000       12'943                  10'357                  -2'586                  -20.0%
200'000       18'693                  15'615                  -3'078                  -16.5%
300'000       30'193                  27'115                  -3'078                  -10.2%
500'000       51'398                  50'115                  -1'283                  -2.5%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 70:30

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         565                       240                       -325                     -57.5%
50'000         1'080                    846                       -234                     -21.7%
60'000         1'710                    1'504                    -206                     -12.0%
70'000         2'484                    2'232                    -252                     -10.1%
80'000         3'293                    3'034                    -259                     -7.9%
90'000         4'175                    3'952                    -223                     -5.3%

100'000       5'075                    4'893                    -183                     -3.6%
150'000       9'839                    9'722                    -117                     -1.2%
200'000       15'173                  14'872                  -301                     -2.0%
300'000       26'207                  26'230                  23                         0.1%
500'000       48'590                  49'080                  490                       1.0%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 50:50

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         270                       270                       -                       0.0%
50'000         720                       723                       3                           0.4%
60'000         1'410                    1'420                    10                         0.7%
70'000         2'160                    2'184                    24                         1.1%
80'000         2'990                    3'034                    44                         1.5%
90'000         3'895                    3'952                    57                         1.5%

100'000       4'845                    4'902                    57                         1.2%
150'000       9'710                    9'787                    77                         0.8%
200'000       14'765                  14'872                  107                       0.7%
300'000       25'885                  26'080                  195                       0.8%
500'000       48'885                  49'080                  195                       0.4%

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar



Anhang 2

Belastungsvergleich Ehepaar / unverheiratetes Paar mit 2 Kindern

Geltendes Recht: Splitting für Alleinerziehende

Alleinverdiener

Nettolohn
nicht verheirate 

Alleinverdiener

Alleinverdiener-

Ehepaar in Fr.  in %

40'000         -                       -                       -                       0.0%

50'000         495                       483                       -12                       -2.4%

60'000         1'154                    1'084                    -70                       -6.1%

70'000         1'872                    1'728                    -144                     -7.7%

80'000         2'656                    2'448                    -208                     -7.8%

90'000         3'529                    3'304                    -225                     -6.4%

100'000       4'446                    4'209                    -238                     -5.3%

150'000       9'257                    9'007                    -250                     -2.7%

200'000       14'473                  14'211                  -263                     -1.8%

300'000       25'873                  25'586                  -288                     -1.1%

500'000       48'873                  48'586                  -288                     -0.6%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 70:30

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         -                       -                       -                       0.0%

50'000         60                         190                       130                       216.7%

60'000         414                       687                       273                       65.9%

70'000         850                       1'280                    431                       50.7%

80'000         1'344                    1'920                    577                       42.9%

90'000         1'994                    2'737                    743                       37.3%

100'000       2'710                    3'629                    919                       33.9%

150'000       6'887                    8'392                    1'506                    21.9%

200'000       11'663                  13'476                  1'813                    15.5%

300'000       21'954                  24'700                  2'747                    12.5%

500'000       44'566                  47'551                  2'985                    6.7%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 50:50

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         -                       -                       -                       0.0%

50'000         50                         100                       50                         100.0%

60'000         306                       615                       309                       101.0%

70'000         674                       1'238                    564                       83.7%

80'000         1'242                    1'920                    678                       54.6%

90'000         1'942                    2'737                    795                       40.9%

100'000       2'716                    3'639                    923                       34.0%

150'000       7'008                    8'457                    1'449                    20.7%

200'000       11'762                  13'476                  1'714                    14.6%

300'000       22'100                  24'551                  2'451                    11.1%

500'000       44'566                  47'551                  2'985                    6.7%

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar



 

Anhang 3 

 

Steuerentlastung für Kinder 

Vergleich Alleinerziehende/Konkubinatspaar mit Ehepaar 
 

 

Alleinerziehende, Konkubinatspaar   

Nettolohn Steuer ohne Kind mit 2 Kindern Entlastung 

 Alleinverdiener  in Fr. in % 

60‘000  3'380   1'154   2'226  66% 

100‘000  7'383   4'446   2'937  40% 

 Zweiverdienerpaar, Aufteilung Erwerbseinkommen 70:30 

60‘000  1'710   414   1'296  76% 

100‘000  5'075   2'710   2'365  47% 

 Zweiverdienerpaar, Aufteilung Erwerbseinkommen 50:50 

60‘000  1'410   306   1'104  78% 

100‘000  4'845   2'716   2'129  44% 

     

Ehepaar    

 Alleinverdiener 

60‘000  1'944   1'084   860  44% 

100‘000  5'472   4'209   1'263  23% 

 Zweiverdienerpaar, Aufteilung Erwerbseinkommen 70:30 

60‘000  1'504   687   817  54% 

100‘000  4'893   3'629   1'264  26% 

 Zweiverdienerpaar, Aufteilung Erwerbseinkommen 50:50 

60‘000  1'420   615   805  57% 

100‘000  4'902   3'639   1'263  26% 

 

 



Anhang 4

Belastungsvergleich Ehepaar / unverheiratetes Paar mit 2 Kindern

Alleinverdiener

Nettolohn
nicht verheirate 

Alleinverdiener

Alleinverdiener-

Ehepaar in Fr.  in %

40'000         90                         -                       -90                       0.0%
50'000         684                       483                       -201                     -29.4%
60'000         1'468                    1'084                    -384                     -26.2%
70'000         2'385                    1'728                    -657                     -27.5%
80'000         3'310                    2'448                    -862                     -26.0%
90'000         4'280                    3'304                    -976                     -22.8%

100'000       5'251                    4'209                    -1'043                  -19.9%
150'000       10'608                  9'007                    -1'601                  -15.1%
200'000       16'358                  14'211                  -2'148                  -13.1%
300'000       27'858                  25'586                  -2'273                  -8.2%
500'000       49'266                  48'586                  -681                     -1.4%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 70:30

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         -                       -                       -                       0.0%
50'000         162                       190                       28                         17.3%
60'000         590                       687                       98                         16.5%
70'000         1'108                    1'280                    172                       15.5%
80'000         1'707                    1'920                    214                       12.5%
90'000         2'503                    2'737                    234                       9.4%

100'000       3'322                    3'629                    307                       9.2%
150'000       7'807                    8'392                    586                       7.5%
200'000       12'964                  13'476                  512                       3.9%
300'000       23'939                  24'700                  762                       3.2%
500'000       46'392                  47'551                  1'159                    2.5%

Zweiverdienerpaar Aufteilung Erwerbseinkommen 50:50

Nettolohn
nicht verheirates 

Paar Ehepaar in Fr.  in %

40'000         -                       -                       -                       0.0%
50'000         50                         100                       50                         100.0%
60'000         306                       615                       309                       101.0%
70'000         776                       1'238                    462                       59.5%
80'000         1'398                    1'920                    523                       37.4%
90'000         2'148                    2'737                    590                       27.5%

100'000       2'985                    3'639                    654                       21.9%
150'000       7'680                    8'457                    777                       10.1%
200'000       12'634                  13'476                  842                       6.7%
300'000       23'551                  24'551                  1'000                    4.2%
500'000       46'551                  47'551                  1'000                    2.1%

Alleinerzieherabzug von Fr.  7'000  für den unverheirateten Partner mit dem höheren 

Einkommen

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar

einfache Staatssteuer in Fr. 

Mehr- oder Minderbelastung 

Ehepaar


